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1 Vorbemerkung

Die vorliegende Festlegung des Untersuchungsrahmens erfolgt hinsichtlich des Vorhabens
Nr. 72 des Bundesbedarfsplangesetzes (BBPIG).

Der Vorhabentrager TransnetBW GmbH hat im Antrag vom 15. Mai 2023 einen Vorschlag fur
den Inhalt der Festlegungen des Untersuchungsrahmens (nachfolgend Vorschlag UR) vorge-
legt (siehe Anlage).

Der Rat der Europaischen Union hat mit der Verordnung (EU) 2022/2577 vom 22. Dezember
2022 zur Festlegung eines Rahmens fur einen beschleunigten Ausbau der Nutzung erneuer-
barer Energien (nachfolgend: EU-Notfallverordnung) verschiedene MalRnahmen zur Sicher-
stellung der Energieversorgung in Europa vorbereitet. Art. 6 der Notfallverordnung ist durch
den neu eingeflgten § 43m des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) in nationales Recht um-
gesetzt worden. Die Vorschrift des § 43m EnWG sieht unter anderem vor, dass bei Vorha-
ben des Bundesbedarfsplangesetzes, die in einem fir sie vorgesehenen Gebiet liegen, flr
das eine strategische Umweltprifung durchgeflihrt worden ist, von einer Umweltvertraglich-
keitsprufung (UVP) sowie einer Prifung des Artenschutzes nach § 44 Abs. 1 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) abzusehen ist. Voraussetzung fur die Anwendbarkeit des § 43m
EnWG ist gemaR § 43m Abs. 3 EnWG, dass der Antrag auf Planfeststellung entweder zwi-
schen dem 29. Marz 2023 und dem 30. Juni 2024 gestellt worden ist oder der Antrag auf
Planfeststellung zwar vor dem 29. Marz 2023 gestellt worden ist, aber noch keine endguiltige
Entscheidung vorliegt und der Vorhabentrager die Anwendung von § 43m EnWG gegenuber
der Behorde ausdrucklich verlangt (sog. Opt-In Regelung). Die Anwendbarkeit des § 43m
EnWG ist flr das Vorhaben 72 gegeben, da der Antrag auf Planfeststellung vom Vorhaben-
trager am 15. Mai 2023 bei der Bundesnetzagentur als zustandiger Behorde eingegangen ist
und das Vorhaben in einem vorgesehenen Gebiet liegt, fir das eine strategische Umweltpri-
fung (SUP) zum Bundesbedarfsplan durchgefiihrt wurde.

Insofern wird auf der Basis

o des vom Vorhabentrager, der TransnetBW GmbH, am 15. Mai 2023 nach § 19 Netz-
ausbaubeschleunigungsgesetz Ubertragungsnetz (NABEG) gestellten Antrags auf
Planfeststellungsbeschluss,

e der Anwendbarkeit von § 43m EnWG sowie auf Grundlage der Ergebnisse der An-
tragskonferenz vom 14. Juni 2023 in Freiburg im Breisgau

der erforderliche Inhalt der nach § 21 NABEG einzureichenden Unterlagen in den nachfol-
genden Kapiteln festgelegt.

Der Vorschlag des seitens des Vorhabentrager entwickelten Untersuchungsrahmens wird mit
den nachfolgend aufgeflihrten Berichtigungen, Erganzungen bzw. Klarstellungen, insbeson-
dere auch hinsichtlich der Anforderungen des § 43m Abs. 1 und 2 EnWG, als Untersu-
chungsrahmen fir die Planfeststellung festgelegt.
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Uber diesen Untersuchungsrahmen hinausgehende spezifische Anforderungen technischer
Regelwerke oder normativer Vorschriften (z. B. DIN-Normen, Arbeitsblatter des Deutschen
Vereins des Gas- und Wasserfachs (DVGW) und DVGW-Merkblatter, Bestimmungen des
Verbands der Elektrotechnik Elektronik und Informationstechnik (VDE), Empfehlungen der
Arbeitsgemeinschaft DVGW/VDE fur Korrosionsfragen, Richtlinien des Vereins Deutscher
Ingenieure usw.) sind zu beachten.

Die im Zusammenhang mit der Antragskonferenz eingegangenen schriftlichen Stellungnah-
men wurden dem Vorhabentrager tbergeben und sind im weiteren Verfahren ebenso zu be-
ricksichtigen wie etwaige Zusagen im Rahmen der Antragskonferenz.

2 Allgemeine Anforderungen

Die Planunterlagen missen der Anstof3wirkung fir Drittbetroffene genligen und die Nachvoll-
ziehbarkeit fir die Genehmigungsbehoérde gewahrleisten. Soweit Belange und 6ffentlich-
rechtliche Vorschriften von der Planung berthrt werden, ist dies in den betreffenden Planun-
terlagen jeweils nachvollziehbar darzulegen. Die betroffenen Belange und/oder 6ffentlich-
rechtlichen Vorschriften sind eindeutig zu benennen. Die Planunterlagen mussen alle Infor-
mationen fur die Genehmigung des Baus und des Betriebs des Vorhabens, den Ersatzneu-
bau der Leitungsanlage 7500 auf einer Lange von rund 18 km mit einer Erhéhung der Nenn-
spannung des 220 kV-Stromkreises auf 380 kV und sonstiger Folgemalinahmen enthalten.
Fur den Rickbau der Leitungsanlage 5500 sowie den Ersatzneubau der Leitungsanlage
7510 als Folgemalinahme missen in den Planunterlagen auch alle fur die Zulassung dieser
MalRnahmen erforderlichen Informationen, Ausarbeitungen und sonstigen Ausfiihrungen ent-
halten sein.

Die vom Vorhabentrager zu erarbeitenden Unterlagen nach § 21 NABEG miussen allgemein-
verstandlich sein, sodass Dritte anhand des bearbeiteten Plans und der Unterlagen abschat-
zen konnen, ob und in welchem Umfang sie von den Auswirkungen des Vorhabens betroffen
sein kénnen.

Die zur Bearbeitung des Plans und der Unterlagen verwendeten Daten, Hinweise, Experten-
gesprache und Schriftwechsel mit Fachbehdrden sowie alle weiteren zur Erlangung von In-
halten genutzten Quellen sind zu dokumentieren und mit der Einreichung der Unterlagen an
die Bundesnetzagentur schriftlich zu Gbergeben. Das Erhebungsdatum bzw. die Aktualitat
der verwendeten Daten muss ersichtlich sein. Mit der Ubermittlung von Geodaten wird eine
zugige Prufung der Antragsunterlagen unterstitzt.

Es wird darauf hingewiesen, dass stets die jeweils im Hinblick auf Aktualitat und fachliche
Eignung besten zur Verfigung stehenden Daten sowie die aktuelle Gesetzeslage zu berick-
sichtigen sind.

Die Rechtsvorschriften iber die Geheimhaltung und den Datenschutz sowie die Barrierefrei-
heit nach § 30a NABEG sind zu beachten. Zu schitzende Daten, insbesondere Betriebs-
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und Geschaftsgeheimnisse, aber auch bspw. Artdaten unter anderem im Landschaftspflege-
rischen Begleitplan (LBP), sind in geeigneter Weise zu kennzeichnen bzw. so zu verarbeiten,
etwa in Karten, dass der Schutzbedurftigkeit der Daten im weiteren Verfahren Rechnung ge-
tragen werden kann.

Die Unterlagen sind in elektronischer Form und in schriftlicher Form (Papierexemplar in ein-
facher Ausfertigung) einzureichen. Sie sind gemaf § 30a Abs. 3 NABEG mdglichst barriere-
frei einzureichen. Soweit dies, beispielsweise bei Karten, nicht moéglich ist, entfallt diese
Pflicht. Die elektronisch vorgelegten Dokumente sollten insbesondere maschinenlesbar sein.
Die Dateieigenschaften (z.B. Verfasser, Beschreibung etc.) missen in den elektronischen
Dokumenten angegeben werden. Die Titel der elektronischen Dokumente bzw. die Dateina-
men mussen aussagekraftig und allgemein verstandlich sein, sie sind so zu wahlen, dass
eine eindeutige Zuordnung anhand des Inhaltsverzeichnisses der Unterlagen nach § 21
NABEG erkennbar ist.

Sollten im Rahmen der anstehenden Untersuchungen neue Erkenntnisse erlangt werden, die
auf die Erforderlichkeit weitergehender Untersuchungen — als im Antrag vorgeschlagen so-
wie im Folgenden klarstellend und erganzend festgelegt — hindeuten, ist mit der Bundesnetz-
agentur umgehend Kontakt aufzunehmen.

Erforderliche Antrage auf Erteilung von Ausnahmen, Befreiungen und Erlaubnissen, die nach
den Fachgesetzen und -verordnungen erforderlich sind, sind mit den Unterlagen nach § 21
NABEG zu stellen und in ihren Zulassungsvoraussetzungen nachvollziehbar darzulegen und
zu begrinden. Besteht beispielsweise die Moglichkeit, dass das Vorhaben geschiitzte Teile
von Natur und Landschaft, insbesondere Natur- und Landschaftsschutzgebiete, beeintrach-
tigt, ist zu prifen, ob eine solche Beeintrachtigung zu befiirchten ist und ob dafir eine Aus-
nahme oder Befreiung von den Vorgaben der Schutzausweisung erteilt werden kann. Nach
dem Fachrecht erforderliche Ausnahmen, Befreiungen und Erlaubnisse, die von der Kon-
zentrationswirkung der Planfeststellung nicht erfasst werden, sind bei den jeweils zustandi-
gen Behorden zu beantragen. Dies ist in den Unterlagen nach § 21 NABEG darzustellen.

Es wird empfohlen, mit Behdrden, mit denen durch die Bundesnetzagentur ein Benehmen
herzustellen ist, Vorabstimmungen durchzuflhren. Falls Antrage etc. erforderlich werden, flr
die die Bundesnetzagentur nicht zustandig ist, ist die Bundesnetzagentur unverziglich in
Kenntnis zu setzen. Sollten Abstimmungen mit anderen Behdrden, z.B. den Unteren Denk-
malbehérden erfolgen, z.B. hinsichtlich vorbereitender archaologischer Arbeiten, so sind
diese zu dokumentieren und die Ergebnisse den Unterlagen nach § 21 NABEG beizuflgen.

2.1 Bestandteile der Unterlagen nach § 21 NABEG

Unter Berucksichtigung der mit § 43m EnWG einhergehenden reduzierten Prifungsumfange
in einem Planfeststellungsverfahren sind die Bestandteile und Ausgestaltung der Unterlagen
nach § 21 NABEG gemaR Kapitel V der ,Hinweise fir die Planfeststellung — Ubersicht der

Untersuchungsrahmen Planfeststellung, Vorhaben 72 Seite 6 von 36



Bundesnetzagentur zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG"! zu erstellen. Der Unter-
suchungsrahmen verzichtet auf hierzu wiederholende Festlegungen in den einzelnen Kapi-
teln. Nach Malkgabe des § 43m EnWG ist insbesondere auf die fir die Umweltvertraglich-
keitsprufung (UVP) erforderlichen Unterlagen (vgl. Kap. V Nr. 1 m), Nr. 12 der o. g. Hinweise
sowie auf das Gutachten zum besonderen Artenschutz gemaR § 44 Abs. 1 BNatSchG zu
verzichten. Soweit fur etwaige wasserrechtliche Antréage eine Fundamenttabelle erforderlich
ist, ist diese basierend auf einer fachgerechten Abschatzung entsprechend der vorgenannten
Vorgaben zu erstellen (vgl. Kap. V Nr. 5 der o. g. Hinweise). Die Beibringung weiterer Fach-
gutachten zur Aufklarung spezifischer Sachverhalte ist in den nachfolgenden Kapiteln festge-
legt.

Erganzend zur Abgabe der Planunterlagen sind der Bundesnetzagentur zeitgleich folgende
Dokumente bzw. Informationen vorzulegen:

1. Bestatigung, dass die auf verschiedenen Wegen (z. B. Datentrager, BSCW-Server,
Papierexemplar) zur Verfligung gestellten Unterlagen identisch sind (Konformitatser-
klarung),

2. alle verwendeten Quellen und Daten sowie auch Hinweise von Dritten etc., die nicht
in schriftlicher Form veréffentlicht sind (einschlief3lich eines Verzeichnisses tber
diese),

3. soweit flr die Beurteilung der Zulassungsfahigkeit des antragsgegenstandlichen Vor-
habens erforderlich — Dokumente, die die Genehmigungen, Erlaubnisse o.A. fiir den
Betrieb und die Errichtung der Bestandsanlagen dokumentieren und

4. Profilplane der Spannfelder.
Folgende Angaben missen neben der zeichnerischen Darstellung auf jedem Plan
grundsatzlich enthalten sein:

1. Schriftfeld,

2. Legende und

3. Nordpfeil (bei Ubersichten und Lageplanen).

Jeder Plan ist mit einem Schriftfeld zu versehen, das auf dem auf DIN A4-Grolie gefalteten
Plan vollstandig lesbar ist.

In der Legende sind alle im Plan verwendeten Farben und Symbole zu erlautern. Fur karto-
graphische Darstellungen im Rahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplans sind die
.Hinweise der Bundesnetzagentur zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung — Musterle-
gendenkatalog fur Landschaftspflegerische Begleitplane“? zu beachten.

1 Bundesnetzagentur fiir Elektrizitat, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (2018): Hinweise fiir die Planfeststellung
Ubersicht der Bundesnetzagentur zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG.

2 Bundesnetzagentur fir Elektrizitat, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (2021): Hinweise der Bundesnetzagentur
zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. Musterlegendenkatalog fur Landschaftspflegerische Begleitplane. Empfehlung zur
beschleunigten Priifung der Planunterlagen.
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In den Planen mit Katasterdarstellungen ist das amtliche Liegenschaftskataster darzustellen.
In Zweifelsfallen ist von dem Vorhabentrager zu prifen - ggf. mit Hilfe der Liegenschafts-,
Kataster- und Steueramter - ob die Katasterdarstellungen noch dem aktuellen Stand entspre-
chen. Bei fehlenden oder unzureichenden Katasterunterlagen sind die Grenzen der vorha-
bentragereigenen Grundstiicke einzumessen. Der Vorhabentrdger muss der Bundesnetza-
gentur Plananderungen im laufenden Verfahren nach Einleitung des Anhérungsverfahrens
unverzuglich anzeigen. Der Untersuchungsrahmen wird in solchen Fallen erforderlichenfalls
um Festlegungen bzgl. der Plananderungen erganzt.

2.2 Untersuchungsgegenstand nach § 20 Abs. 3 NABEG

Gegenstand der Untersuchungen und der Darlegungen in den Planen und Unterlagen ist das
Vorhaben gemall dem Antrag des Vorhabentragers auf Planfeststellung vom 15. Mai 2023
nebst den hierfir erforderlichen Ma3nhahmen und Folgemalinahmen (vorhabenbedingte
Mafnahmen; vgl. Antrag des Vorhabentragers, Kap. 2.4 und 3.2) sowie der hiervon verur-
sachten Auswirkungen. Dies ist unabhangig davon, ob diese von den Anlagen, deren Bau
oder Betrieb, dem Riickbau bestehender Anlagen oder sonstigen Folgemalinahmen verur-
sacht werden (vorhabenbedingte Auswirkungen).

Der Gesetzgeber hat mit der Novellierung des NABEG 20223 eine neue Regelung verab-
schiedet, die die Verfahren des Netzausbaus, die unter das Regelungsregime des NABEG
fallen, beschleunigen soll. § 18 Abs. 3b Satz 1 Nr. 1 NABEG normiert vorrangig fur Vorha-
ben, bei denen gemal § 5a NABEG auf die Durchflihrung der Bundesfachplanung verzichtet
wurde, dass Absatz 3a mit der Malkgabe anzuwenden ist, dass das Vorhaben in oder unmit-
telbar neben der Bestandstrasse zu errichten ist, soweit eine Bestandstrasse vorhanden ist.
Der Verweis auf Absatz 3a stellt hierbei ausweislich der Gesetzesbegriindung sicher, dass
ein Abweichen von der Bestandstrasse oder unmittelbar daneben nur aus zwingenden Grin-
den erfolgt. Sinn und Zweck der Regelung entsprechend der Gesetzesbegrindung ist es, die
Prifung von Alternativen zu begrenzen, um eine Beschleunigung des Netzausbaus zu errei-
chen.

Bei Vorhaben 72 war gemal § 5a Abs. 4 Satz 1 NABEG auf die Durchfuhrung einer Bundes-
fachplanung zu verzichten. Vorhaben 72 ist im Bundesbedarfsplan mit einer ,G*“-Kennzeich-
nung als Vorhaben gekennzeichnet, bei dem nach § 2 Abs. 7 Satz 1 BBPIG, § 5a Abs. 4
Satz 1 NABEG aufgrund seiner besonderen Eilbedurftigkeit auf eine Bundesfachplanung zu
verzichten ist. Eine Entscheidung lber den Verzicht auf die Bundesfachplanung gem. § 5a
Abs. 3 NABEG ist gem. § 5a Abs. 4 Satz 2 NABEG entbehrlich.

3 Gesetz zur Anderung des Energiewirtschaftsrechts im Zusammenhang mit dem Klimaschutz-Sofortprogramm und zu Anpas-
sungen im Recht der Endkundenbelieferung vom 19.07.2022, BGBI. | S. 1214. Nr. 28.
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Eine Bestandstrasse ist durch das bestehende 220 kV-Gestange vorhanden, so dass gemal
§ 18 Abs. 3a, 3b Nr. 1, § 3 Nr. 2, 4 NABEG das Vorhaben in oder unmittelbar neben der Be-
standstrasse zu errichten ist.

Erganzend zu der im Antrag auf Planfeststellungsbeschluss nach § 19 NABEG zur Untersu-
chung vorgeschlagenen Trasse ist eine Trassenalternative zu prifen, die von der Netze BW
GmbH und der Gemeinde Eichstetten im Rahmen ihrer Stellungnahmen zur Antragskonfe-
renz und in der Antragskonferenz vorgetragen worden ist. Daher ist neben der im Antrag vor-
geschlagenen Trassenflhrung insbesondere folgende Alternative in den Unterlagen nach

§ 21 NABEG zusatzlich zu betrachten:

- Die Variante 1 der Machbarkeitsstudie der ARGE Eichstetten ist zu betrachten. Diese
lautet: Im Rahmen der Variante 1 der Machbarkeitsstudie soll eine mdglichst starke
Blndelung der Leitungstrassen bei gleichzeitiger Verlegung an den Dreisamkanal er-
folgen. Die Leitungsanlagen (LA) 7500 und 7510 werden parallellaufend an die Drei-
sam verlegt und in die neue 380 kV-Umspannanlage gefihrt. Die Anlage 5120 fuhrt
von Osten in das 380 kV-Umspannwerk ein. Die Umverlegung der Anlage 5120 be-
ginnt dabei bereits an dem Winkelabspannpunkt Mast 222, einige Masten &stlich des
Dreisamkanals. Ab dem besagten Punkt sind auch die Anlagen 1590 (Mast 009) und
1650 (Mast 010) der Netze BW zu verlegen. Sie sollen in direktem Verlauf in den 110
kV-Umspannanlagenteil gefuhrt werden, der auf der Flache des gegenwartigen 220
kV-Anlagenteils neu zu erreichen ist. Die Anlage 1620 wird am Punkt ihrer gegenwar-
tigen Abzweigung (Mast 014) so umverlegt, dass sie weiterhin parallel zur Anlage
7500 verlauft. Sie wird in ihrem parallelen Verlauf leicht verschwenkt, wenn die An-
lage 1630 die Anlage 7500 unterkreuzt hat und ebenfalls parallel zur neuen Trasse
der 7500 umverlegt wird. Beide 110 kV-Freileitungen werden hinter dem Wasser-
schutzgebiet Il und vor dem Bundel aus LA 1590 und LA 1650 in den neuen 110 kV-
Anlagenteil gefihrt. Hier wird auf den Ubersichtsplan zur Variante 1 in der Anlage 2
der Antragsunterlagen Bezug genommen.

Die Alternative ist bis zu den jeweiligen gemeinsamen Schnittpunkten zu vergleichen und
ggaf. vollumfanglich in die Prifung der Raumvertraglichkeit sowie der sonstigen offentlichen
und privaten Belange einzubeziehen. Hiervon kann abgewichen werden, wenn sich eine Al-
ternative schon nach einer Grobprifung als nicht verninftig bzw. aufgrund der Prifergeb-
nisse als nicht mehr ernsthaft in Betracht kommend i. S. d. NABEG darstellt. In diesem Fall
kann auf die Erstellung eines separaten Dokumentes verzichtet und die Prufung in einem se-
paraten Kapitel im Erlauterungsbericht dargestellt werden.

Sofern der Vorhabentrager beabsichtigt von der vollumfanglichen Prifung und Darstellung
abzusehen, ist die Bundesnetzagentur hiervon unter Mitteilung der mal3geblichen Grinde
unverzuglich zu verstandigen.
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Sofern im weiteren Verfahrensfortgang ernsthaft in Betracht kommende Alternativen aufkom-
men, sich also neue Erkenntnisse ergeben, ist die Bundesnetzagentur umgehend zu unter-
richten, damit sie entscheiden kann, wie diese im Zuge der Unterlagenerstellung nach § 21
NABEG zu prifen sind.

2.3 Grundlegende unterlageniubergreifende Festlegungen zur
Methodik

Fur die Prafungen sind samtliche verfigbare Daten heranzuziehen, die fir die Bewertung der
zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen oder zur Einschatzung der Genehmi-
gungsfahigkeit des Vorhabens geeignet sein konnten.

Nach MafRgabe des § 43m EnWG sind dabei besondere Erhebungen zum Artenschutz ent-
behrlich. In Bezug auf den besonderen Artenschutz gemaR § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es
ausreichend, wenn neben eigenen verfligbaren Daten behordlich verfugbare Daten bei da-
tenhaltenden Behdrden zur Auswahl und Dimensionierung der gemaf § 43m Abs. 2 EnWG
vorzusehenden geeigneten und verhaltnismaligen Minderungsmalnahmen berlcksichtigt
werden (BT-Drs. 20/5830, S. 48). Ggf. sind jedoch zuséatzliche Daten z. B. im Rahmen von
Natura 2000-Vertraglichkeitsprifungen vom Vorhabentrager zu ermitteln. Soweit diese Er-
mittlung nicht durchgeflhrt werden kann oder nicht durchgefiihrt werden muss, ist dies der
Bundesnetzagentur unter Angabe von Griinden unverziglich anzuzeigen. Die Griinde sind
auch in den Unterlagen darzulegen. Ferner ist in solchen Fallen explizit zu beschreiben, wel-
che Informationsdefizite bestehen und inwieweit diese Uberbrickt werden kénnen.

Darstellungsmalfistabe sind so zu wahlen, dass der jeweils dargestellte Sachverhalt in aus-
reichendem Malfde erkennbar wird und Dritte, z. B. im Rahmen der Auslegung der Unterla-
gen, ihre Betroffenheit eindeutig erkennen kdnnen.

Ergeben sich im Zuge der Erstellung der Unterlagen dartber hinaus Anhaltspunkte dafir,
dass der Untersuchungsraum zu erweitern ist oder eine Anderung des Betrachtungsrahmens
in rdumlicher oder zeitlicher Hinsicht erforderlich ist, so sind die Untersuchungen in geeigne-
ter Weise zu modifizieren. Gleiches gilt fir die Falle, dass unvorhergesehene Untersu-
chungsergebnisse erzielt werden oder bestimmte entscheidungserhebliche Aspekte mit dem
vorliegenden Untersuchungsrahmen nicht ermittelt bzw. prognostiziert werden kénnen. Sollte
sich einer der beiden vorgenannten Falle abzeichnen oder diesbezuglich Unsicherheit beste-
hen, ist unverziglich Rucksprache mit der Bundesnetzagentur zu halten, damit Art und Um-
fang der ggf. erforderlichen Anpassungen des Untersuchungsrahmens umgehend festgelegt
werden kénnen.

Weitere Hinweise
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Die Erfassung der Fauna und Flora muss zielgerichtet so erfolgen, dass mit Blick auf das
rechtliche Erfordernis der jeweiligen Fachprifung hierauf griindende Bewertungen vorge-
nommen werden kénnen (u.a. bestehende Raumnutzung, jahresabhangige Dynamik, raumli-
cher Zusammenhang, Austauschfunktionen von Populationen, usw.).

Untersuchungen im Rahmen der natur- und umweltbezogenen Prufungen mussen einen
kompletten Jahres-Zyklus umfassen. Sofern etwa wegen jahreszeitlich besonderer klimati-
scher Verhaltnisse die geplanten Erfassungszeiten voraussichtlich nicht zu sinnvollen Ergeb-
nissen fuhren warden, ist eine Anpassung vorzunehmen.

Wird im Rahmen der natur- und umweltbezogenen Prifungen (Eingriffsregelung, Arten-
schutz, Natura 2000-Vertraglichkeitsprifungen, Belange des Wassers bzw. der Wasserrah-
menrichtlinie, forstrechtliche Belange) auf Grundlage vorhandener Daten gearbeitet, miissen
die Daten aktuell sein. Bestandsdaten zur Faktenlage in der Umwelt sollen zum voraussicht-
lichen Zeitpunkt der Genehmigung nicht alter als finf Jahre sein. Bei speziellen gebiets- und
artenschutzrechtlichen Fragestellungen kénnen jingere Daten erforderlich sein. Daten, die
insofern als veraltet anzusehen sind, missen auf ihre Plausibilitat Gberprift werden. Es ist in
geeigneter Weise darzulegen, warum die Daten trotz eines langeren zeitlichen Abstands zwi-
schen Erhebung und Genehmigung noch flir ausreichend aktuell gehalten werden.

Sollten sich Anhaltspunkte fur eine Veranderung der Standortbedingung im Vergleich zum
Zeitpunkt der Durchfihrung der Datenerhebung ergeben, so sind die Daten zu aktualisieren.

Die Ziele der Verordnung (EU) Nr. 1143/2014 (IAS-Verordnung) sowie die Malnahmen zu
Pravention und Management der Einbringung und Ausbreitung invasiver gebietsfremder Ar-
ten sind insbesondere im landschaftspflegerischen Begleitplan zu bertcksichtigen (vgl. § 40a
Abs. 1 S. 1 BNatSchG). Es wird auf den am 09. August 2021 bekanntgemachten ersten Akti-
onsplan gemaf Art. 13 der IAS-Verordnung i. V. m. § 40d BNatSchG hingewiesen.

Die Betroffenheit von geman § 30 BNatSchG i. V. m. § 33 NatSchG Baden-Wirttemberg ge-
setzlich geschitzten Biotopen ist zu prifen. Bei Auswirkungen auf gesetzlich geschitzte Bio-
tope ist darzustellen, ob die Beeintrachtigungen ausgleichbar oder nur ersetzbar sind (vgl.

§ 30 Abs. 3 BNatSchG). Bei einer Ausgleichbarkeit sind entsprechende Ausgleichsmalinah-
men zu planen. Es ist eine Darstellung von Beeintrachtigungen und zugeordneten Aus-
gleichs- und Ersatzmalinahmen in einer separaten Tabelle zu erstellen. Auf der Grundlage
der vorhandenen Daten mussen geeignete Vermeidungsmaflinahmen ergriffen werden.

3 Erlauterungsbericht

In Anlehnung an die ,Hinweise fir die Planfeststellung — Ubersicht der Bundesnetzagentur
zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG* ist den Unterlagen nach § 21 NABEG als we-
sentlicher Bestandteil ein Erlauterungsbericht beizufiigen, der die Inhalte der Unterlagen in

4 Bundesnetzagentur fiir Elektrizitat, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (2018): Hinweise fiir die Planfeststellung.
Ubersicht der Bundesnetzagentur zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG.
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fur Dritte allgemeinverstandlicher Form zusammenfasst (vgl. Kap. V Nr. 1 der o. g. Hin-
weise). Aufgrund der Anwendbarkeit des § 43m EnWG ist im Erlauterungsbericht auf die all-
gemein verstandliche Zusammenfassung des UVP-Berichtsi. S. v. § 16 Abs. 1 S. 1 Nr. 7
UVPG oder eines Hinweises auf die entsprechende Unterlage sowie einer Aufzahlung der fir
den Plan erstellten Gutachten (vgl. Kap. V Nr. 1 mit o. g. Hinweisen) zu verzichten.

Soweit Alternativen als nicht ernsthaft in Betracht kommend bewertet werden, ist dies im Er-
lauterungsbericht darzulegen.

4 Kreuzungsverzeichnis

Wie in Kapitel 4.2.2 des Antrags nach § 19 NABEG aufgeflihrt, sind gekreuzte Infrastruktu-
ren in einer gesonderten Unterlage aufzufuhren. Dazu zahlen neben klassifizierten Stral3en,
Gemeindestral’en und sonstigen Wegen insbesondere Richtfunkverbindungen bzw. deren
Masten und vorhandene bzw. geplante Erzeugungsanlagen flr erneuerbare Energien.

Das Kap. V. Nr. 7. der ,Hinweise fir die Planfeststellung — Ubersicht der Bundesnetzagentur
zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG*“®ist zu beachten.

5 Rechtserwerbsverzeichnis

Ein Rechtserwerbsverzeichnis ist den Unterlagen nach § 21 NABEG als gesonderte Planun-
terlage beizufigen. Im Rechtserwerbsverzeichnis ist jede vorhabenbedingte Flacheninan-
spruchnahme aufzunehmen, so auch diejenigen fur landschaftspflegerische und sonstige na-
turschutzfachliche MaRnahmen. Das Verzeichnis ist in anonymisierter und personalisierter
Fassung einzureichen. In Erganzung zu den genannten Angaben sollen die Flachengrole
und die Art der Inanspruchnahme kenntlich gemacht werden. Neben den betroffenen Flursti-
cken, den Zuwegungen und den Arbeitsflachen sind auch Flachen fiir mdgliche Provisorien
sowie die Leitungsachse und der Schutzstreifen darzustellen. Ein MaR3stab von 1:2.000 wird
fur die Darstellung empfohlen. Sollte die Flacheninanspruchnahme fir landschaftspflegeri-
sche Malinahmen in keinem anderen Plan dargestellt werden, so ist sie in die Rechtser-
werbsplane zu integrieren.

Die Darstellungen der Rechtserwerbsplane kénnen mit den Darstellungen der Lageplane zu
Kreuzungen in einem gemeinsamen Plan bzw. einer Anlage zusammengefasst werden.

Die Kap. V. 8. und 9. der ,Hinweise fiir die Planfeststellung — Ubersicht der Bundesnetzagen-
tur zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG* (Stand: April 2018) sind zu beachten.

6 Inhalt der Unterlagen nach § 21 NABEG

5 Bundesnetzagentur fiir Elektrizitat, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (2018): Hinweise fiir die Planfeststellung
Ubersicht der Bundesnetzagentur zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG.
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6.1 Entfall des UVP-Berichts

Die Vorlage eines UVP-Berichts ist gemal} § 43m Abs. 1 EnWG entbehrlich.

6.2 Daten aus der durchgefiihrten Strategischen Umweltprifung
(SUP)

GemaR § 18 Abs. 4 S. 1 NABEG sind bei der Planfeststellung die von dem Vorhaben berlhr-
ten offentlichen und privaten Belange im Rahmen der Abwagung zu berticksichtigen.

GemaR § 43m Abs. 1 S. 2 EnWG sind die hierfur relevanten Belange, die in der zuvor durch-
geflihrten strategischen Umweltprifung (SUP) ermittelt, beschrieben und bewertet worden
sind, maf3geblich.

Den Unterlagen gemal § 21 NABEG ist eine nachvollziehbare Darstellung und Bewertung
der abwagungsrelevanten Informationen aus der SUP zum Bundesbedarfsplan beizufligen.

6.3 Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP)

Im Rahmen des Landschaftspflegerischen Begleitplans (LBP) ist zu priifen, ob das Vorhaben
Eingriffe

-_—

in gesetzlich geschuitzte Biotope nach § 30 BNatSchG,
2. in nach § 33 NatSchG (Baden-Wirttemberg) landesrechtlich geschuitzte Biotope,

3. in Teile von Natur und Landschaft, die durch eine Erklarung geman § 22 BNatSchG
geschutzt sind sowie

4. indie nach § 20 Abs. 2 Nr. 1 bis 7 BNatSchG festgelegten Schutzgebiete und -ob-
jekte i. V. m. den landesrechtlichen Erganzungen einschlief3lich

5. der auf Basis von § 29 Abs. 1 S. 2 BNatSchG nach Landesrecht festgelegten ge-
schitzten Alleen, einseitigen Baumreihen, Baumen, Hecken oder anderen Land-
schaftsbestandteilen sowie

6. in FFH-Lebensraumtypen
verursacht.

Insbesondere flr temporar als auch dauerhaft in Anspruch genommene Flachen innerhalb
der nach § 30 BNatSchG geschiitzten Biotope ,Wasenweiler Ried” und ,Nasswiesen im Ge-
wann See” ist darzulegen, dass eine Zerstérung oder erhebliche Beeintrachtigung ausbleibt
(§ 30 Abs. 2 BNatSchG). Sofern dies nicht méglich ist, sind nach § 30 Abs. 3 BNatSchG
Ausnahmen von den Verboten zu beantragen und die Beeintrachtigungen sind auszuglei-
chen.

Des Weiteren wird darauf hingewiesen, dass die temporare und dauerhafte Inanspruch-
nahme der FCS-MalRRnahmenflache (Flst. Nr. 3821) im Bereich der Maststandorte Nr. 003A
und 227A zu berucksichtigen ist (vgl. Stellungnahme der Stadt Freiburg im Breisgau). Im
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Rahmen der Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung ist diesbeziiglich auch das Bewirtschaftungs-
konzept (Anlage 2 der Vereinbarung zwischen dem Land Baden-Wirttemberg (Vermogen
und Bau BW) und der Stadt Freiburg im Breisgau) zu beachten.

Aulerdem wird fir die Aufstellung des LBP auf die Berlicksichtigung des ,Fachplans landes-
weiter Biotopverbund® der LUBW hingewiesen.

Daneben hat der LBP die Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung auch unter Berticksichtigung der
Auswirkungen des Vorhabens auf das Landschaftsbild vorzunehmen. Die Eingriffs- und Aus-
gleichbilanzierung im LBP erfolgt nach den Regelungen des landereigenen Bewertungsver-
fahrens ,Bewertung der Biotoptypen Baden-Wirttembergs zur Bestimmung des Kompensati-
onsbedarfs in der Eingriffsregelung“.

Neben der ,Mustergliederung des Landschaftspflegerischen Begleitplans fir Freileitungen
und Erdkabel“” wird empfohlen, den Musterlegendenkatalog fir die Erstellung der MaRnah-
men-, Bestands- und Konfliktplane anzuwenden®.

Daruber hinaus sind geeignete MalRnahmenblatter nach dem Mustermalinahmenblatt der
Bundesnetzagentur® zu erstellen.

Neben den ortlichen Kartierungen und Luftbildern sind aktuell verfugbare Daten des Landes
Baden-Wirttemberg zu verwenden. Vorhandene Flachen von Ausgleichs- und Ersatzmal3-
nahmen sind bei den zustandigen Behorden abzufragen und zu bericksichtigen.

In den LBP sind zudem Ergebnisse aus den anderen Unterlagen, insbesondere aus den Na-
tura 2000-Vertraglichkeitsprifungen aufzunehmen. Die in diesen Unterlagen aufgefiihrten
MaRnahmen sind zu Ubernehmen und darzustellen. Hierzu zahlen unter anderem folgende
MalRnahmen:

1. Vermeidungs- und Minderungsmaf3nahmen,
2. WiederherstellungsmalRhahmen und
3. CEF-MafRnahmen.

Die der Kompensation von Eingriffen dienenden Mallnahmen sind in Ausgleichs- und Ersatz-
malinahmen zu differenzieren. Die Malinahmen sind in dem jeweilig betroffenen Naturraum
zu planen und durchzuflihren.

Es wird klargestellt, dass der Untersuchungsradius so zu wahlen ist, dass die Betroffenheit
der Naturglter vollumfanglich festgestellt werden kann. Hierzu zahlen nicht nur die direkten

8 VOGEL, P., BREUNIG, T. (2005): Bewertung der Biotoptypen Baden-Wirttembergs zur Bestimmung des Kompensationsbedarfs
in der Eingriffsregelung im Auftrag der Landesanstalt fur Umweltschutz Baden-Wrttemberg.

7 Bundesnetzagentur fur Elektrizitdt, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (2019): Hinweise der Bundesnetzagentur
zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. Mustergliederung fiir Landschaftspflegerische Begleitplane fir Freileitungen und
Erdkabel.

8 Bundesnetzagentur flr Elektrizitit, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (2021): Hinweise der Bundesnetzagentur
zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. Musterlegendenkatalog fiir

Landschaftspflegerische Begleitplane.

9 Bundesnetzagentur fir Elektrizitat, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (2020): Hinweise der Bundesnetzagentur
zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. LBP-MafRnahmenblatt.
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Eingriffsflachen, sondern ebenfalls erweiterte Untersuchungsraume in Abhangigkeit von der
Vorhabenwirkung. Fur Brutvogel ist zum Beispiel der Untersuchungsraum anhand von Stor-
distanzen aus der einschlagigen Fachliteratur abzuleiten, um der unterschiedlichen Stéremp-
findlichkeit der Brutvogelarten Rechnung zu tragen. Zu den Untersuchungsraumen zahlen
neben den Eingriffsflachen auch die Kompensationsflachen.

Erganzend sind im Rahmen des LBP Lebensraumtypen des Anhangs | der FFH-RL sowie
Arten des Anhangs Il der FFH-RL auf3erhalb von FFH-Gebieten zu betrachten.

Bei der Erstellung des MalRihahmenkonzeptes sind die Programme und Plane der §§ 10 und
11 BNatSchG zu berlicksichtigen.

Alle temporaren und dauerhaften Nebenanlagen, BaustralRen, Baubedarfsflachen und Lager-
flachen sind in den Plananlagen einzuzeichnen und in die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung
einzubeziehen.

Erganzend sind die agrarstrukturellen Belange gem. § 15 Abs. 3 BNatSchG bei der Inan-
spruchnahme von land- oder forstwirtschaftlich genutzten Flachen zu berlcksichtigen und es
ist darzustellen, wie diese berlcksichtigt wurden. Die erforderlichen Prifungen gemaf}

§ 15 Abs. 3 S. 2 BNatSchG sind im LBP zu dokumentieren. Die Bertcksichtigung der pro-
duktionsintegrierten Kompensation (PIK) ist zu prifen.

Falls nach der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung erhebliche Beeintrachtigungen des Na-
turhaushalts oder des Landschaftsbildes verbleiben, sind die Griinde fiir die Nichtausgleich-
barkeit oder Nichtersetzbarkeit dieser Beeintrachtigungen im Rahmen der Angaben nach

§ 17 Abs. 4 BNatSchG darzulegen. Daruber hinaus ist fur diesen Fall darzulegen, inwiefern
der Eingriff in der Abwagung gegenuber den beeintrachtigten Belangen des Naturschutzes

und der Landschaftspflege vorrangig ist.

Es ist die Nutzung von bereits vorhandenen Okokonten, Flachenpools oder auch die Még-
lichkeit der Ersatzzahlung (§§ 13, 16 BNatSchG) zu prifen. Zudem kénnen auch Entwick-
lungs- und Wiederherstellungsmaflinahmen in Natura 2000-Gebieten und das Aufwertungs-
potenzial im Rahmen der Realisierung der Europaischen Wasserrahmenrichtlinie als Kom-
pensation anerkannt werden (§ 15 Abs. 2 BNatschG).

Es ist darzustellen, ob, und wenn ja, wo aufgrund der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege-
lung notwendige Ausgleichs- und ErsatzmalRnahmen auf Flachen vorgesehen sind, die Wald
im Sinne des § 2 Waldgesetz fur Baden-Wirttemberg (LWaldG) sind oder ob Ausgleichs-
und Ersatzmalinahmen eine Erstaufforstung im Sinne von § 9 LWaldG zum Inhalt haben.

Der Unterhaltungszeitraum fiir Ausgleichs- und Ersatzmalinahmen ist in den Unterlagen dar-
zustellen.

Far Eingriffe in
1. in gesetzlich geschiitzte Biotope nach § 30 BNatSchG,
2. in nach § 33 NatSchG (Baden-Wrttemberg) landesrechtlich geschitzte Biotope,
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3. indie nach § 20 Abs. 2 Nr. 1 bis 4, 6 und 7 BNatSchG festgelegten Schutzgebiete
und -objekte i. V. m. den landesrechtlichen Erganzungen einschlief3lich der auf Basis
von § 29 Abs. 1 S. 2 BNatSchG nach Landesrecht festgelegten geschitzten Alleen,
einseitigen Baumreihen, Baumen, Hecken oder anderen Landschaftsbestandteilen
sowie

4. in FFH-Lebensraumtypen

ist auch in grofReren/zusammengefassten/multifunktionalen KompensationsmafRnahmen ge-
biets- bzw. objektbezogen offenzulegen, auf welchen Flachen die jeweilige Kompensation
erfolgt. Dies dient der Nachvollziehbarkeit eines Ausgleichs in die gesetzlich geschitzten Bi-
otope gemaR § 30 Abs. 3 BNatSchG, der Nachvollziehbarkeit von ggf. notwendigem Aus-
gleich nach § 15 Abs. 2 BNatSchG sowie der Festlegung von SicherungsmalRhahmen nach
§ 15 Abs. 4 BNatSchG. Zur Vorbereitung einer fundierten Planfeststellungsentscheidung
(vgl. § 17 Abs. 4 BNatSchG) sollte angestrebt werden, die dingliche bzw. rechtliche Siche-
rung der vorgesehenen Malinahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der Beeintrachtigungen
von Natur und Landschaft méglichst friih, jedenfalls vor Erlass des Planfeststellungsbe-
schlusses, vorzuweisen. Zur Art der Sicherung wird fir den vorzulegenden LBP folgender
Hinweis gegeben: Es ist regelhaft und vorrangig eine dingliche Sicherung der Kompensati-
onsflachen vorzusehen. Bei Flachen im Eigentum Dritter kann die BNetzA in begrindeten
Ausnahmefallen einen Verzicht auf eine dingliche Sicherung akzeptieren. Hierflir sollte der
Vorhabentrager eine malnahmenbezogene Begriindung vorlegen, warum dies aus seiner
Sicht fur ausreichend gehalten wird. In den Ausnahmeféllen, bei denen auf eine dingliche Si-
cherung verzichtet werden soll, muss die nach § 15 Abs. 4 BNatSchG geforderte rechtliche
Sicherung der Kompensationsflachen auf sonstige angemessene Art und Weise erfolgen. Es
muss dabei sichergestellt werden, dass die Gefahren, die etwa ein privatrechtlicher Vertrag
mit sich bringt, bestmdéglich vermieden werden. Diese Gefahren liegen beispielsweise in Wei-
terveraulierungen und/oder der Zulassung nicht LBP-konformer Nutzungen und Verpflichtun-
gen.

6.4 Natura 2000-Vertraglichkeitsuntersuchung

Die in Kapitel 4.2 des Antrages nach § 19 NABEG (vgl. Vorschlag UR, S. 75 ff.) vorgeschla-
genen Untersuchungsinhalte sind zu beachten.

Es ist darzulegen, inwieweit das Vorhaben mit den Erhaltungs- und Entwicklungszielen der
jeweils einschlagigen Rechtsvorschriften vertraglich ist.

Insbesondere fiir Arten und Lebensraumtypen mit besonderer Planungsrelevanz (vgl. insb.
Anhange |, Il und IV der FFH-Richtlinie sowie Vogelarten nach Anhang | und Art. 4 Abs. 2
der Vogelschutzrichtlinie, die von den Auswirkungen des Vorhabens betroffen sein kénnen)
mussen geeignete Informationen zu Vorkommen, Verbreitung, Habitatnutzung und grund-
satzlich auch zur GréRRenordnung betroffener Individuen innerhalb der artspezifisch relevan-
ten Einwirkungsbereiche des Vorhabens vorliegen. Der artspezifische Einwirkungsbereich ist
auf Grundlage von
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1. artspezifischen Aktionsradien und
funktionalen Bezugen zum Umfeld, wie z.B. Wanderwegen oder Leitlinien und

artspezifischen Fluchtdistanzen sowie

A 0D

der Reichweite der Wirkfaktoren des Vorhabens und
5. Ausgleichsflachen sowie sonstigen Malknahmenflachen

nachvollziehbar darzulegen. Die Wirkweite der Wirkfaktoren ist ausgehend von ihrem Entste-
hungsort zu bericksichtigen, was ebenfalls Flachen wie Baustelleneinrichtungsflachen, Zu-
fahrten und Lagerplatze einschlief3t. Die Quellen sind anzugeben.

Der aktuelle Erhaltungszustand von Arten und Lebensraumtypen nach der FFH-Richtlinie so-
wie die ErhaltungsmalRnahmen sind bei der Landesbehorde abzufragen. Diesbezliglich sind,
soweit vorhanden, zusatzlich zu den Managementplanen die Fachbeitrage in die Betrachtun-
gen einzubeziehen. Bei den zustandigen Naturschutzbehoérden ist zudem abzufragen, inwie-
fern die in den Standarddatenbégen dokumentierten Erhaltungszustande noch dem aktuellen
Zustand entsprechen.

Erganzend sind, soweit keine abgeschlossenen Managementplane vorliegen, in Ruckspra-
che mit den zustandigen Naturschutzbehdrden, soweit vorhanden, Entwurfsfassungen her-
anzuziehen.

Laut Antrag nach § 19 NABEG (vgl. Vorschlag UR, Kap. 4.3 S.78) sind FFH-Vertraglichkeits-
prifungen nur fir solche Natura 2000-Gebiete durchzuflihren, die bis zu 500 m von der Vor-
schlagstrasse entfernt liegen.

Es ist darzulegen, dass keine weiteren Wirkungen zuséatzlich zur Kollisionsgefahrdung ber
den angegebenen 500 m Untersuchungsraum hinausgehen. Dazu sind insbesondere Anga-
ben zu Aktionsraumen (siehe z. B. Bernotat et al. 2018'°) der in den jeweiligen Gebieten ge-
schitzten und charakteristischen Arten heranzuziehen.

Hinsichtlich der in einem Abstand von weniger als 500 m zum Vorhaben gelegenen Natura
2000-Gebiete

o DE 7912-311 FFH-Gebiet ,Mooswalder bei Freiburg®,

o DE 7912-441 VSG ,Mooswalder bei Freiburg®,

e DE 7912-442 VSG ,Kaiserstuhl”,

e DE 8111-341 FFH-Gebiet ,Markgrafler Rheinebene von Neuenburg bis Breisach®,
e DE 8011-401 VSG ,Rheinniederung Neuenburg — Breisach®,

e FR 4202-000 FFH-Gebiet ,Secteur Alluvial Rhin-Ried-Bruch, Haut-Rhin* und

e FR4211-812 VSG ,Vallée du Rhin d'Artzenheim a Village-Neuf*

10 BERNOTAT, D., ROGAHN, S., RICKERT, C., FOLLNER, K. & SCHONHOFER, C. (2018): BfN-Arbeitshilfe zur arten- und gebiets-
schutzrechtlichen Prifung bei Freileitungsvorhaben. Bundesamt fir Naturschutz (Hrsg.). BfN-Skripten 512, 200 S

Untersuchungsrahmen Planfeststellung, Vorhaben 72 Seite 17 von 36



ist dem Vorschlag des Vorhabentragers im Antrag nach § 19 NABEG (vgl. Vorschlag UR,
Kap. 4.3 S. 78) entsprechend eine Natura 2000-Vorprifung (FFH-Screening) durchzufiihren,
in welcher im Sinne einer Vorabschatzung gepriift wird, ob das geplante Vorhaben im kon-
kreten Fall geeignet ist, erhebliche Beeintrachtigungen der Natura 2000-Gebiete in ihren fir
die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck malfigeblichen Bestandteilen auszulésen (vgl.

§ 34 Abs.1 BNatSchG) (Moglichkeitsmalistab), ohne dass dabei schon Malinahmen zur
Schadensbegrenzung eine Berlcksichtigung finden.

Dabei ist insbesondere zu untersuchen und darzustellen, ob durch das Vorhaben

e Auswirkungen durch Trennung und Verinselung, Auswirkungen auf die Tierwelt durch
Kollisionen oder indirekte Projektwirkungen Uber den Luft- oder Gewasserpfad bzw.
bau- und betriebsbedingte Wirkungen,

e eine Beeintrachtigung von ggf. vorhandenen Rand- und Pufferzonen oder

e zusatzliche Trennungs- oder Isolierungseffekte durch FolgemalRnahmen der geplan-
ten MalRnahme

zu erwarten sind.

Maogliche Wechselwirkungen zwischen Natura 2000-Teilgebieten und Natura 2000-Gebieten
bzw. mdglichen Funktionsraumen sowie mdgliche Summationswirkungen mit anderen PIa-
nen und Projekten (insbesondere dem Vorhaben zum geplanten Ausbau der Bundesstralie
B31) sind ebenfalls zu prifen und zu bericksichtigen.

Der Vorprufung sind vorhandene Unterlagen/Daten zum Vorkommen von Arten und Lebens-
raumen sowie anerkannte Leitfaden (vgl. Vorschlag UR, Kapitel 4.2.4 S. 78) zur Reichweite
und Intensitat von Beeintrachtigungen zugrunde zu legen. Sofern Potenzialabschatzungen
Uber Biotoptypen erfolgen, sind diese in einer geeigneten Habitatpotenzialanalyse (HPA) un-
ter Einbeziehung von Kartierergebnissen darzulegen.

Lebensraumtypen nach Anhang | der FFH-Richtlinie (FFH-RL) sind auch aulRerhalb der FFH-
Gebiete zu erfassen. Charakteristische Arten der Lebensraumtypen nach Anhang | der FFH-
RL und, soweit deren erganzende Betrachtung fir die Eingriffsfolgenermittiung notwendig ist,
national besonders geschutzte Arten sind im Rahmen der Datenabfrage zu bertcksichtigen.

Zur Bestimmung der charakteristischen Arten kann das BfN-Handbuch von Ssymank et al.
(1998)"" und Ssymank et al. (2021'? bzw. 2023"%) herangezogen werden. Zudem kénnen

" SSYMANK, A., HAUKE, U., RUCKRIEM, C. & SCHRODER, E. UNTER MITARBEIT VON MESSER, D. (1998): Das européische Schutzge-
bietssystem Natura 2000. BfN-Handbuch zur Umsetzung der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie[92/43/EWG] und der Vogelschutz-
richtlinie [79/409/EWG], Schriftenreihe flr Landschaftspflege 53, Bundesamt fir Naturschutz, Bonn [Hrsg.], S. 560.

2 SSYMANK, A., ELLWANGER, G., ERSFELD, M., FERNER, J., LEHRKE, S., MULLER, C., RATHS, U., ROHLING, M. & VISCHER-LEOPOLD,
M. (2021): Das europaische Schutzgebietssystem Natura 2000. BfN-Handbuch zur Umsetzung der Fauna-Flora-Habitatrichtlinie
und der Vogelschutzrichtlinie. Band 2.1: Lebensraumtypen der Meere und Kisten, der Binnengewasser sowie der Heiden und
Geblsche.

13 SSYMANK, A., ELLWANGER, G., ERSFELD, M., FERNER, J., IDIBI, |., LEHRKE, S., MULLER, C., RATHS, U., ROHLING, M. & VISCHER-
LEoOPOLD, M. (2023): Das europaische Schutzgebietssystem Natura 2000. BfN-Handbuch zur Umsetzung der Fauna-Flora-Habi-
tatrichtlinie und der Vogelschutzrichtlinie. Band 2.2: Lebensraumtypen des Griinlandes, der Moore, Siimpfe und Quellen, der
Felsen und Schutthalden, der Gletscher sowie der Walder.
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Methoden zur Auswahl und Bewertung charakteristischer Arten dem Leitfaden ,Charakteristi-
sche Arten in der FFH-VP* von Waulfert et al. (2016)'* entnommen werden. Es wird empfoh-
len, die Auswahl der charakteristischen Arten mit den zustandigen Naturschutzbehérden ab-
zustimmen.

Die Hinweise der Fachinformation des BfN zur Natura 2000-Vertraglichkeitspriifung (2022)°
sind zu berucksichtigen. Etwa noch vorzunehmende Kartierungen missen ebenso wie her-

angezogene bereits erfolgte Kartierungen den aktuellen und allgemein anerkannten Metho-

denstandards entsprechen. Insofern wird beispielhaft auf Albrecht et al. (2014)16 sowie auf

Sudbeck et al. (2005)" verwiesen. Es ist darzulegen, welche Standards jeweils herangezo-

gen wurden.

Hinsichtlich des Erfordernisses von Erfassungen von Brut- und Rastvdgeln ist auf die aus-
fuhrlichen Darlegungen in Bernotat et al. (2018)'® zu verweisen. Insbesondere fiir Arten mit
-hoher“ und ,sehr hoher* vorhabentypspezifischer Mortalitatsgefadhrdung (vMGI-Klasse A +
B) sind auch einzelne Brutplatze relevant. Daher ist sicherzustellen, dass eine Erfassung ins-
besondere der freileitungssensiblen Brutvogel-Vorkommen entsprechend ihrer artspezifi-
schen Aktionsraume gewahrleistet ist, um eine entscheidungssichere Bewertung des Kollisi-
onsrisikos an Freileitungen sicherzustellen.

Innerhalb der weiteren Aktionsraume bzw. Prifbereiche potenziell kollisionsgefahrdeter Ar-
ten nach Bernotat & Dierschke (2021)'® kann auf eine Funktionsraumanalyse verzichtet wer-
den, wenn die Konfliktintensitat der Freileitung nicht zu einer raumlich signifikanten Erhéhung
des Kollisionsrisikos dieser Arten fuhrt. Falls demnach dennoch eine Funktionsraumanalyse
erforderlich ist, soll insbesondere die Raumnutzung sowie die Aufenthaltswahrscheinlichkeit
kollisionsgefahrdeter Arten im Gefahrenbereich des Vorhabens mit geeigneten Methoden er-
mittelt werden. RegelmaRige Flugrouten, Flugwege bzw. allgemein rdumlich-funktionale Be-
ziehungen zwischen verschiedenen Teilhabitaten sind hierbei zu identifizieren und nachvoll-
ziehbar darzulegen. Soweit erforderlich, sind vorhandene Datengrundlagen durch eigene Er-
hebungen zu erganzen.

4 WULFERT, K., LUTTMANN, J., VAUT, L. & M. KLUBMANN (2016): Berticksichtigung charakteristischer Arten der FFH-Lebensraum-
typen in der FFH-Vertraglichkeitsprifung. Leitfaden fur die Umsetzung der FFH-Vertraglichkeitsprufung nach § 34 BNatSchG in
Nordrhein-Westfalen. Schlussbericht (19.12.2016). Im Auftrag des Ministeriums fir Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur-
und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen.

' Bundesamt flir Naturschutz (2022): FFH-VP-Info. Fachinformationssystem zur FFH-Vertraglichkeitsprifung. www.ffh-vp-
info.de.

16 ALBRECHT K., T. HOR, F. W. HENNING, G. TOPFER-HOFMANN, & C. GRUNFELDER (2014): Leistungsbeschreibungen flr faunisti-
sche Untersuchungen im Zusammenhang mit landschaftsplanerischen Fachbeitragen und Artenschutzbeitrag. Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben FE 02.332/2011/LRB im Auftrag des Bundesministeriums fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung.
Schlussbericht 2014.

7 SUDBECK, P., ANDRETZKE, H., FISCHER, S., GEDEON, K., SCHIKORE, T., SCHRODER, K., SUDFELD, C. (2005): Methodenstandards
zur Erfassung der Brutvogel Deutschlands im Auftrag der Landerarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten und des Dachver-
bands Deutscher Avifaunisten

8 BERNOTAT, D.; ROGAHN, S.; RICKERT, C.; FOLLNER, K. & SCHONHOFER, C. (2018): BfN-Arbeitshilfe zur arten- und gebietsschutz-
rechtlichen Priifung bei Freileitungsvorhaben. Bonn - Bad Godesberg. Bundesamt fiir Naturschutz (Hrsg.). BfN-Skripten 512,
200 S.

19 BERNOTAT, D. & DIERSCHKE, V. (2021): Ubergeordnete Kriterien zur Bewertung der Mortalitit wildlebender Tiere im Rahmen
von Projekten und Eingriffen. Teil 11.1: Arbeitshilfe zur Bewertung der Kollisionsgefahrdung von Végeln an Freileitungen. 4. Fas-
sung, Stand 31.08.2021, 94 S.
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Gemal der Stellungnahme des Landratsamts Breisgau-Hochschwarzwald ist zusatzlich im
Rahmen der Natura 2000-Prifung die Betroffenheit der von Fledermausen genutzten Leit-
strukturen zu prifen. Besonders zu berlicksichtigen ist im Rahmen der Prifung zudem die
Bechsteinfledermaus-Wochenstube im Schachenwald. Soweit von den hier genannten An-
forderungen abgewichen wird, ist dies nachvollziehbar darzulegen und zu begrinden.

Die gemal Standarddatenbdgen und Managementplanen gemeldeten Arten der zu betrach-
tenden Natura 2000-Gebiete sind fiir jedes Gebiet vollstandig aufzulisten (Potenzialanalyse).
Eine Abschichtung der nicht zu betrachtenden Arten hat begriindet zu erfolgen (Relevanz-
prifung). Fur die relevanten Arten sind geeignete Erfassungsmethoden — entsprechend an-
erkannter Methodenstandards wie bspw. nach Albrecht et al. (2014) — festzulegen (Eig-
nungsprifung). Der Festlegung des Untersuchungsraums ist fir jede Tiergruppe, ebenfalls
nach anerkannten Methodenstandards, nachvollziehbar darzustellen.

Far die Prafung der Betroffenheit der in den FFH-Gebieten gemeldeten Arten des Anhangs Il
der FFH-Richtlinie kénnen die Methodenblatter des Schlussberichts zum Forschungspro-
gramm Stralenwesen ,Leistungsbeschreibungen fir faunistische Untersuchungen im Zu-
sammenhang mit landschaftsplanerischen Fachbeitrdgen und Artenschutzbeitrag” der Bun-
desanstalt fir StralRenwesen (Albrecht et al. 2014) angewendet werden (vgl. Vorschlag UR
S. 87 und 92). Artspezifische Methodenblatter sind gegenlber artibergreifenden Methoden-
blattern grundsatzlich vorzuziehen. Ein Abweichen von der Methodik ist nachvollziehbar zu
begriinden. Es wird darauf hingewiesen, dass der GrolRe Feuerfalter nach Settele (1998)%°
mit einer Flugdistanz von bis zu 5 km als sehr flugfahig und mobil eingestuft wird. Auch die
Spanische Flagge und der Dunkle Wiesenknopf-Ameisenblauling verfligen Uber Migrations-
distanzen von z. T. bis zu 300 m?',%2. Diese Mobilitat ist bei der Festlegung des Untersu-
chungsraums fir die Erfassung FFH-relevanter Lepidoptera zu berlicksichtigen.

Fir die betrachtungsrelevanten Natura 2000-Gebiete in Frankreich werden gemaR VHT die
Ergebnisse der Unterlagen fur das dort durchgefuhrte Antragsverfahren tbernommen. Hier-
bei sind die Methodik-Leitlinien zu Artikel 6 Absatze 3 und 4 der FFH-Richtlinie 92/43/EWG
der Europaischen Kommission (2021)? zu beachten.

Soweit nach dem Ergebnis der Vorprifung die Mdglichkeit einer erheblichen Beeintrachti-
gung des Gebietes nicht auszuschlieRen ist, hat eine Natura 2000-Vertraglichkeitsprifung
entsprechend den in diesem Kapitel genannten Anforderungen zu erfolgen.

Die FFH-Vertraglichkeitsprifung nach Art. 6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie darf nicht luckenhaft
sein und muss vollstandige, prazise und endgultige Feststellungen enthalten, die geeignet
sind, jeden vernunftigen wissenschaftlichen Zweifel hinsichtlich der vorhabenbezogenen

20 SETTELE, J. (1998): Metapopulationen. In: Metapopulationsanalyse auf Rasterdatenbasis. UFZ — Umweltforschungszentrum
Leipzig- Halle GmbH. Vieweg+Teubner Verlag.

2! Landesamt fiir Natur, Umwelt und Verbraucherschutz. Listen der FFH-Arten und Vogelarten. FFH-Arten in NRW. Schmetter-
linge. Spanische Flagge (Euplagia quadripunctaria Poda 1761). https://ffh-arten.naturschutzinformationen.nrw.de/ffh-ar-
ten/de/arten/gruppe/schmetterlinge/steckbrief/152059.

22 Bundesamt fiir Naturschutz. Artenportraits. Maculinea nausithous - Dunkler Wiesenknopf-Ameisenblauling.
https://www.bfn.de/artenportraits/maculinea-nausithous.

23 Bekanntmachung der Kommission (2021): Priifung von Planen und Projekten in Bezug auf Natura-2000-Gebiete — Methodik-
Leitlinien zu Artikel 6 Absatze 3 und 4 der FFH-Richtlinie 92/43/. C(2021) 6913 final.
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Auswirkungen auf ein Natura 2000-Gebiet auszurdumen. Insoweit sind entsprechend der
Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs (vgl. EuGH, Urteil vom 07. November 2018,
Rs. C-461/17) sowohl die Auswirkungen des vorgeschlagenen Projekts auf die in dem Ge-
biet vorkommenden Lebensraumtypen und Arten, fir die das Gebiet nicht ausgewiesen
wurde, als auch die Auswirkungen auf die aulderhalb der Grenzen dieses Gebiets vorhande-
nen Lebensraumtypen und Arten zu nennen und zu erdrtern, soweit diese Auswirkungen ge-
eignet sind, die Erhaltungsziele des Gebiets zu beeintrachtigen.

Verbleiben diesbeziglich Zweifel, ist eine Ausnahmeprifung nach Art. 6 Abs. 4 FFH-Richtli-
nie erforderlich.

Sofern im Rahmen der Erheblichkeitsbewertung MalRnahmen zur Schadensbegrenzung her-
angezogen werden mussen, ist deren Wirksamkeit konkret und ggf. artspezifisch darzulegen.
Zur Frage der artspezifischen Wirksamkeit von Vogelschutzmarkern ist der Fachkonventi-
onsvorschlag des BfN zur Wirksamkeit von Vogelschutzmarkern an Freileitungen® bei der
Entwicklung der Untersuchungsmethodik zu bertcksichtigen.

Bei der Beurteilung der Beeintrachtigungen der Erhaltungsziele sowie der mal3geblichen Be-
standteile der Schutzgebiete durch das Zusammenwirken mit anderen Planen und Projekten
sind bereits abgeschlossene Vorhaben sowie genehmigte Projekte und Plane in die Betrach-
tung einzubeziehen. Dies ist insbesondere dann erforderlich, wenn sie entweder die Gebiete
dauerhaft beeinflussen oder Anzeichen fir eine fortschreitende Beeintrachtigung der Gebiete
bestehen oder wenn sich im Zusammenwirken mit dem beantragten Vorhaben Auswirkun-
gen auf den Zustand der Lebensrdume und Arten ergeben kénnen.

Darstellungsmalstabe sind so zu wahlen, dass der jeweils dargestellte Sachverhalt in aus-
reichendem Male erkennbar wird und Dritte, z. B. im Rahmen der Auslegung der Unterla-
gen, ihre Betroffenheit eindeutig erkennen kdénnen.

Erganzend sind samtliche verfligbaren Daten heranzuziehen, die fir die Bewertung der Er-
heblichkeit von Beeintrachtigungen geeignet sein kdnnten.

Sofern erhebliche Beeintrachtigungen i. S. d. § 34 Abs. 1 BNatSchG auch unter Berticksichti-
gung von MalRnahmen zur Schadensbegrenzung nicht ausgeschlossen werden kénnen, ist
die Bundesnetzagentur unverziglich dariber zu unterrichten, um das weitere Vorgehen hin-
sichtlich der Ausnahmeprifung i. S. v. § 34 Abs. 3 bis 5 BNatSchG abzustimmen.

Im Hinblick auf die Beurteilung der Kollisionsgefahrdung von Vogelarten mit den Erd- und
Leiterseilen des Vorhabens ist die BfN-Arbeitshilfe zur arten- und gebietsschutzrechtlichen
Prufung bei Freileitungsvorhaben?® zu beriicksichtigen. Insbesondere sind hierbei in begriin-
deten Fallen die Funktionsraume der relevanten Vogelarten zu untersuchen.

24 | IESENJOHANN, M., BLEW, J., FRONCZEK, S., REICHENBACH, M. & BERNOTAT, D. (2019): Artspezifische Wirksamkeiten von Vo-
gelschutzmarkern an Freileitungen. Methodische Grundlagen zur Einstufung der Minderungswirkung durch Vogelschutzmarker
— ein Fachkonventionsvorschlag. Bundesamt fir Naturschutz (Hrsg.). BfN -Skripten 537: 286 S.

25 BERNOTAT, D., ROGAHN, S., RICKERT, C., FOLLNER, K. & SCHONHOFER, C. (2018): BfN-Arbeitshilfe zur arten- und gebiets-
schutzrechtlichen Prifung bei Freileitungsvorhaben. Bundesamt fir Naturschutz (Hrsg.). BfN-Skripten 512, 200 S.
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Ergeben sich im Zuge der Erstellung der Unterlagen dartber hinaus Anhaltspunkte dafur,
dass der Untersuchungsraum zu erweitern ist oder eine andere Anderung des Betrachtungs-
rahmens in raumlicher oder zeitlicher Hinsicht erforderlich ist, so sind die Untersuchungen in
geeigneter Weise zu modifizieren. Gleiches gilt fur die Falle, dass unvorhergesehene Unter-
suchungsergebnisse erzielt werden oder bestimmte entscheidungserhebliche Aspekte mit
dem vorliegenden Untersuchungsrahmen nicht ermittelt bzw. prognostiziert werden kénnen.
Sollte sich einer der beiden vorgenannten Falle abzeichnen oder diesbezilglich Unsicherheit
bestehen, ist unverziglich Rucksprache mit der Bundesnetzagentur zu halten, damit Art und
Umfang der ggf. erforderlichen Anpassungen des Untersuchungsrahmens umgehend festge-
legt werden kénnen.

6.5 MinderungsmaBnahmen Artenschutz

Aufgrund der Antragstellung am 15.05.2023 und der unter Kapitel 1 genannten und erftillten
Voraussetzungen erfolgt die Anwendung von § 43m EnWG. Daher werden Untersuchungsin-
halte zur artenschutzrechtlichen Prifung im Hinblick auf die Verbotstatbestande des § 44
Abs. 1 BNatSchG obsolet (vgl. Vorschlag UR, S. 12 und 93).

Unabhangig davon sind geeignete und verhaltnismafige Minderungsmallnahmen geman

§ 43m Abs. 2 EnWG hinsichtlich bau-, anlagen- und betriebsbedingter Beeintrachtigungen
vorzusehen. Insofern sind mindestens auf der Grundlage einer erschépfenden und doku-
mentierten Auswertung vorhandener Bestandsdaten aus behdérdlichen Katastern und be-
hérdlichen Datenbanken ggf. erforderliche geeignete und verhaltnismaRige Mallnahmen zur
Minderung der Auswirkung des Vorhabens auf die Verbotstatbestande des § 44 Abs. 1
BNatSchG zu planen und artbezogen darzustellen. Dies gilt in gleicher Weise fur geplante,
vorgezogene Ausgleichsmalinahmen (CEF-Malinahmen).

Es sollen bei den fachlich und raumlich betroffenen Behorden Abfragen zu vorhandenen und
geeigneten Daten fur verhaltnismaRige MinderungsmaRRnahmen durchgefuhrt werden. Insbe-
sondere ist im Rahmen der Abfrage von vorhandenen und geeigneten Daten flr verhaltnis-
mafige Minderungsmalinahmen zum einen Kontakt mit dem Regierungsprasidium Freiburg
aufzunehmen. Zum anderen sind die Daten zu den nachgewiesenen Vogelarten in den
.,Nasswiesen im Gewann See“ aus der Stellungnahme des Landratsamts Emmendingen (Un-
tere Naturschutzbehérde) vom 21.07.2023 zu verwenden.

Die Daten, die im Rahmen der Biotoptypenkartierung zur Eingriffsregelung ermittelt werden,
sollen, sofern diese geeignet sind, fur die Herleitung von Minderungsmaflinahmen verwendet
werden.

Antragsgegenstandlich brauchen letztlich nur diejenigen geeigneten Malinahmen zu werden,
deren Anwendung im konkreten Fall auch verhaltnismaRig ist. Geeignet und verhaltnismafig
in diesem Sinne sind insbesondere solche MalRnahmen, die wirksam sind und zeitlich gut
umgesetzt werden kénnen, also kein Verzégerungspotenzial in Bezug auf die Vorhabenums-
etzung innehaben. Im Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald ist die Erstellung des MalRnah-
menkatalogs mit der unteren Naturschutzbehérde abzustimmen.
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Sofern der Vorhabentrager auf einzelne grundséatzlich in Betracht kommende Minderungs-
maflinahmen aus VerhaltnismaRigkeitsgriinden verzichtet, ist dies in den Antragsunterlagen
nachvollziehbar und belastbar zu begriinden.

Der Planung von konstellationsabhangigen Minderungsmafnahmen bedarf es nicht, wenn
keine Daten vorhanden sind.

In diesem Fall ist nur die Zahlung des nach § 43m Abs. 2 S. 2 EnWG ohnehin — also auch
bei der Planung von Minderungsmalfinahmen — zu leistenden finanziellen Ausgleichs fiir nati-
onale Artenhilfsprogramme in Hohe von 25.000 € je angefangenem Leitungskilometer nach
§ 45d Abs. 1 BNatSchG erforderlich.

Den Antragsunterlagen ist eine priffahige Berechnung der Ausgleichszahlung nach
§ 43m Abs. 2 S. 2 EnWG beizufigen.

Aus Grinden der Einheitlichkeit und Nachvollziehbarkeit wird empfohlen, die v. g. Aspekte
der Minderungsmafinahmen zum Artenschutz in einer gesonderten Unterlage darzustellen.

6.6 Forst- und waldrechtliche Belange

Eine Betroffenheit von forst- und waldrechtlichen Belangen ist zu untersuchen und entspre-
chend darzustellen. Dabei sind das Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Férderung der
Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz) und das Waldgesetz fir Baden-Wirttemberg (Lan-
deswaldgesetz, LWaldG) zu bericksichtigen. Insbesondere wird auf die materiell-rechtlichen
Voraussetzungen nach den §§ 9 und 11 LWaldG fiir Waldumwandlungen hingewiesen. Min-
destens folgende Angaben sind fur erforderliche Genehmigungen jeweils beizubringen:

1. Tabellarische und kartografische Darstellung der forstrechtlichen Eingriffsbilanz, ge-
trennt nach dauerhaften und befristeten Waldumwandlungen fur Maststandorte, Fun-
dament-, Basisflachen und temporare Zufahrten

Angaben zu Flursticksnummern

betroffene Waldbesitzer

Eingriffsflache

Beschreibung des Waldzustandes der in Anspruch genommenen Waldflachen
Benennung der Waldfunktionen nach der Waldfunktionskartierung

Benennung der 6kologischen Flachenfunktion in Waldbiotopen

© N o o B w0 D

Rekultivierungsplanung inklusive Beschreibung der Rekultivierungsmafinahmen
9. Zeitliche Planung

Sofern mdglich, sollten die genannten Angaben auch in einem Format eingereicht werden,
das mittels geografischem Informationssystem ausgewertet werden kann (shape-Dateifor-
mat).
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Die obenstehende Auflistung gilt explizit auch fiir die Darstellung des Rickbaus der beste-
henden Fundamente. Hier sind Uberdies die Tiefenprofile der Fundamente sowie die Ein-
griffstiefen fur den Rickbau darzustellen. Auch eine friihzeitige Abstimmung mit vom Vorha-
ben betroffenen Waldeigentiimer wird vor dem Hintergrund der notwendigen Zustimmung
dieser bei Antragen zu Waldumwandlungsgenehmigungen angeregt.

6.7 Immissionsschutzrechtliche Betrachtungen

Kap. V. Nr. 10. und 11. der ,Hinweise fiir die Planfeststellung — Ubersicht der Bundesnetza-
gentur zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG“?® sind zu beachten.

Es sind den Unterlagen nach § 21 NABEG immissionsschutzrechtliche Betrachtungen

1. zur Einhaltung der Vorgaben der 26. Bundesimmissionsschutzverordnung (26. BIm-
SchV) sowie der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchfihrung der 26. BIm-
SchV (26. BImSchVVwV)

2. zur Einhaltung der Vorgaben der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Larm
(TALarm) sowie erganzend

3. zur Einhaltung der Vorgaben der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz ge-
gen Baularm (AVV Baularm)

beizufligen (vgl. Vorschlag UR, Kap. 2.3.3 S. 48 und 2.4.4 S. 491.).

Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass hinsichtlich der zu erwartenden elektrischen Feld-
starken und magnetischen Flussdichten die maRgeblichen Immissionsorte der geplanten
Freileitung gemal § 3 Abs. 1 der 26. BImSchV zu ermitteln und bewerten sind. Sowohl die
immissionsschutzrechtlichen Gutachten zum Nachweis der Einhaltung der Anforderungen
der 26. BImSchV und der 26. BImSchVVwV als auch die Gutachten zur Einhaltung der Vor-
gaben der TA Larm sollen sich hinsichtlich Struktur und Gliederung an den ,LAl-Handlungs-
empfehlungen fir EMF- und Schallgutachten zu Hoch- und Héchstspannungstrassen in Bun-
desfachplanungs-, Raumordnungs- und Planfeststellungsverfahren sowie Hinweisen zur
schalltechnischen Beurteilung bei der Umstellung von Ubertragungsnetzen auf das Betriebs-
konzept des witterungsabhangigen Freileitungsbetriebs (WAFB)“ in der Fassung vom 29.
Marz/30. Marz 2022 orientieren.

26. BImSchV und 26. BImSchvvwV

Klarstellend zu dem Vorschlag des Vorhabentragers sind bei der Ermittlung der elektrischen
Feldstarke und der magnetischen Flussdichte alle Immissionen zu berucksichtigen, die durch
andere Niederfrequenzanlagen sowie durch ortsfeste Hochfrequenzanlagen mit Frequenzen
zwischen 9 Kilohertz und 10 Megahertz, die einer Standortbescheinigung nach §§ 4 und 5
der Verordnung uber das Nachweisverfahren zur Begrenzung elektromagnetischer Felder

26 Bundesnetzagentur fur Elektrizitdt, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (2018): Hinweise fur die Planfeststellung
Ubersicht der Bundesnetzagentur zu den Anforderungen nach §§ 18 ff. NABEG.
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bedirfen, entstehen (§ 3 Abs. 3 i. V. m. Anhang 2a der 26. BImSchV). Die hierzu erforderli-
chen Daten sind zu erheben. Dies betrifft erganzend zu dem Vorschlag des Vorhabentragers
die Daten zu ortsfesten Hochfrequenzanlagen. Klarstellend zum Vorschlag des Vorhabentra-
gers ist die Einhaltung der Anforderungen der 26. BImSchV auch im Bereich von Provisorien
zu prufen.

Ferner ist eine Aussage zu absehbaren Wirkungen wie Funkenentladungen zwischen Perso-
nen und leitfahigen Objekten (insbesondere landwirtschaftlichen Maschinen und Anlagen wie
Weidezdunen), wenn sie zu erheblichen Belastigungen oder Schaden fuhren kdnnen

(§ 3 Abs. 4 der 26. BImSchV), und ihrer Vermeidung sowie zur Einhaltung des Uberspan-
nungsverbots (§ 4 Abs. 3 der 26. BImSchV) zu treffen.

Erganzend zu dem Vorschlag des Vorhabentragers sind hinsichtlich elektrischer und magne-
tischer Felder Aussagen zur Einhaltung der Vorsorgeanforderungen der 26. BImSchV zu
treffen (§ 4 Abséatze 2 und 3 der 26. BImSchV i.V.m. 26. BImSchVVwV). Zum Nachweis der
Einhaltung des Minimierungsgebotes ist bei 380 kV-Freileitungen anzugeben, ob im Einwirk-
bereich von 400 m Minimierungsorte vorhanden sind. Sofern diese innerhalb des Bewer-
tungsabstandes von 20 m liegen, hat eine individuelle Minimierungsprufung zu erfolgen. So-
fern Minimierungsorte auerhalb des Bewertungsabstandes von 20 m liegen, sind Bezugs-
punkte zu betrachten und die technischen Moglichkeiten zur Minimierung abzuklaren.

TA Larm

Im Rahmen der Erstellung der Unterlagen nach § 21 NABEG ist flir mafigebliche Immission-
sorte ein schalltechnisches Gutachten nach § 49 Abs. 2b EnNWG i. V. m. der TA Larm beizu-

bringen. Hier ist darzulegen, dass bei maximaler Anlagenauslastung die in

§ 49 Abs. 2b EnWG i. V. m. der TA Larm festgeschriebenen Immissionsrichtwerte auch unter
Berlcksichtigung von Vorbelastungen eingehalten werden.

Klarstellend wird darauf hingewiesen, dass im Gutachten darzulegen ist, ob durch Koronage-
rausche alle relevanten Schallquellen erfasst sind oder beispielsweise noch zusatzliche
Schallquellen wie Leiterseilmarkierungen in die Betrachtung einzubeziehen sind.

Die Vorbelastung ist getrennt nach den Immissionsanteilen anderer Hochstspannungsfreilei-
tungsanlagen des Vorhabentragers und den Immissionsanteilen sonstiger in den Anwen-
dungsbereich der TA Larm fallender gewerblicher Anlagen, insbesondere anderer Freileitun-
gen, auszuweisen.

AVV Baularm

Es ist darzulegen, dass die AVV Baularm eingehalten wird. Bei absehbar larmintensiven Ar-
beiten (etwa bei Sonderbauwerken wie z.B. Bohrpfahlgrindungen) ist die Einhaltung der Im-
missionsrichtwerte nach AVV Baularm durch ein Baularmgutachten zu untersuchen. Das
Baularmgutachten soll die Genehmigungsbehorde in die Lage versetzen, die immissions-
schutzrechtlichen Belange nach AVV Baularm zu prifen. Im Fall einer Uberschreitung der
Immissionsrichtwerte sind Minderungsoptionen nach Ziff. 4 der AVV Baularmi. V..m. Anlage
5 zur AVV Baularm zu benennen und zu bewerten. Soweit Provisorien zum Einsatz kommen,
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sind Bautatigkeiten fur deren Errichtung und Ruckbau in diese Betrachtungen einzubezie-
hen.

6.8 Wasserrechtliche Planunterlagen

6.8.1  Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis

Es ist darzulegen ob, wo und welche Gewasserbenutzungen i. S. d. § 9 Abs. 1 und (ggdf. er-
ganzend) Abs. 2 WHG vorliegen.

Bei festgestellten Gewasserbenutzungen ist eine Erlaubnis nach § 12 WHG zu beantragen
und zu prifen, ob sich hieraus ein sonstiger 6ffentlicher oder privater Belang ergibt, der einer
eigenen Betrachtung in den Unterlagen bedarf.

Die Voraussetzungen fiir die Erteilung der jeweiligen Erlaubnisse nach § 12 WHG sind dar-
zulegen. Es ist darzulegen, dass keine Versagungsgrinde fir die Erteilung der wasserrecht-
lichen Erlaubnis vorliegen. Es ist darzulegen, dass schadliche, auch durch Nebenbestim-
mungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare Gewasserveranderungen geman

§ 3 Nr. 10 WHG nicht zu erwarten und andere Anforderungen nach 6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften erflllt sind. Hierzu kénnen Daten aus anderen Unterlagen verwendet werden.
Eine schadliche Gewasserveranderung kann trotz Einhaltens der Bewirtschaftungsziele vor-
liegen.

Mindestens folgende Angaben sind fir die erlaubnispflichtigen MalRnahmen beizubringen:
1. Orte der Wasserentnahmen, kartographische Darstellung,

2. Begrindung der Entnahme und Beschreibung der fur die Entnahme ursachlichen
Malnahme, inkl. Angaben zu den Fundamenten nach Malgabe der Hinweise zur
Planfeststellung,

3. Maximale Enthahmemengen, inkl. Angaben der wichtigsten Ermittlungsgrundlagen
und Ermittlungsverfahren,

Voraussichtlicher Zeitpunkt und Dauer der Entnahme,
Voraussichtliche Grof3e des Absenktrichters,

Mégliche Verunreinigungsgrade des entnommenen Wassers,

N o o A

Vorbehandlungsweisen vor der Wiedereinleitung sowie ggf. MalRnahmen, mit denen
negative Auswirkungen auf das Gewasser vermieden oder ausgeglichen werden kon-
nen,

8. Erforderlichkeit und Umgang der Zwischenlagerung,
9. Orte (kartographische Darstellung) und Art der Wassereinleitungen,
10. Maximale Wiedereinleitungsmengen

11. Darstellung, ob durch die Enthahme und Einleitung von Wasser nachteilige Auswir-
kungen auf Oberlieger und Unterlieger zu erwarten sind oder es zu Ausspulungen in
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die Gewassersohle bzw. einer nachteiligen Veranderung des Gewassers aufgrund
Trubung oder Stoffeintrag kommit.

Das Vorliegen weiterer nach landesrechtlichen Bestimmungen erforderlichen Voraussetzun-
gen fir die Erteilung einer Erlaubnis ist darzulegen. Bei Errichtung, Anderung oder Beseiti-
gung von Anlagen im Sinne des § 36 Abs. 1 S. 2 WHG an, in, unter oder Uber oberirdischen
Gewassern ist § 28 Wassergesetz flr Baden-Wirttemberg (WG) zu beachten.

Im Zusammenhang mit den Benutzungen ist ferner nachzuweisen, dass das Einbringen oder
Einleiten von Stoffen in ein oberirdisches Gewasser bzw. in das Grundwasser sowie die La-
gerung von Stoffen nur so erfolgt, dass keine nachteilige Veranderung der Wasserbeschaf-
fenheit des jeweiligen Gewassers zu besorgen ist (§§ 32, 48 WHG) und dass das Lagern,
Abflllen und Verwenden von wassergefahrdenden Stoffen so erfolgt, dass eine nachteilige
Veranderung der Eigenschaften von Gewassern nicht zu besorgen ist (§ 62 WHG und Ver-
ordnung Uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV)).

Sollten aufgrund von Gewasserbenutzungen oder anderer Handlungen im Folgenden nicht
aufgefiihrte Erlaubnisse und wasserrechtliche Genehmigungen erforderlich sein, so sind
diese zu nennen und die hierfur erforderlichen Angaben zu machen. Dasselbe gilt fir was-
serrechtliche Befreiungen und Ausnahmen.

Im Rahmen des Rick- bzw. Umbaus von Masten sind mdgliche Verunreinigung mit grund-
wassergefahrdenden Stoffen (insbesondere im Zusammenhang mit teerélhaltigen Funda-
menten und bleihaltiger Farbe) zu beachten und zu vermeiden.

Die Auswirkungen der Wasserentnahme bzw. Wiedereinleitung sind darzulegen.

6.8.2 Wasserrahmenrichtlinie

Die zur Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) (im nationalen Recht insbesondere umgesetzt in
§§ 27 und 47 WHG) zu beantwortenden Fragen sind entsprechend dem Antrag gemaf

§ 19 NABEG des Vorhabentragers vollstandig zu prifen. Erganzend bzw. prazisierend
hierzu wird festgelegt:

Ziel ist die Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Bewirtschaftungsziele ge-
maf §§ 27 bis 31 sowie § 47 WHG fir die betroffenen Wasserkorper.

Erganzend zu dem vom Vorhabentrager aufgezeigten rechtlichen Rahmen wird auf die zur
Umsetzung der WRRL in der Vorhabenzulassung relevante Rechtsprechung, insbesondere
des Europaischen Gerichtshofes, verwiesen (u. a. EuGH, Urteil vom 28. Mai 2020, Rs. C-
535/18 ,A 33%).

Die Aktualitat der Daten ist jeweils zu dokumentieren. Sind keine hinreichend aktuellen Da-
ten vorhanden, die fir die Beurteilung aber relevant waren, kdnnen (in Abstimmung mit der
fur die Umsetzung der WRRL zustandigen Behdrde (s.0.)) eigene Erhebungen erforderlich
sein.
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Erganzend zum Vorschlag des Vorhabentragers wird festgelegt, dass neben dem Verbesse-
rungsgebot, dem Verschlechterungsverbot, dem Erhaltungsgebot (§ 27 Abs. 1 Nr. 2, 1. Alt.
und § 47 Abs. 1 Nr. 3 1. Alt. WHG) und dem Trendumkehrgebot (§ 47 Abs. 1 Nr. 2 WHG)
auch die nur die Grundwasserkorper betreffende Prevent-and-Limit-Regel (§ 13 der Verord-
nung zum Schutz des Grundwassers (GrwV), § 48 Abs. 1 S. 1 WHG) zu beachten ist (vgl.
Vorschlag UR, Kap. 4.5, S. 94 f.). Hinsichtlich des Verbesserungsgebotes ist u. a. darzustel-
len, dass das Vorhaben geplanten MaRnahmen von MaRnahmenprogrammen und Bewirt-
schaftungsplanen zur Verbesserung nicht entgegensteht. Soweit dies der Fall ist, ist vertieft
zu prufen, ob dann die Erreichung eines guten Zustandes gefahrdet ware. Die Aussagen
zum Verbesserungsgebot mussen auch positiv wirkende naturliche Prozesse mit einbezie-
hen. Diese diurfen durch das Vorhaben nicht verhindert werden.

Es sind auch die dem jeweiligen Oberflachen- bzw. Grundwasserkorper zugeordneten, be-
richtspflichtigen Gewasser hinsichtlich der WRRL zu betrachten. Ebenfalls zu betrachten
sind Einwirkungen auf kleinere Gewasser, die selbst keine Wasserkorper sind und auch kei-
nem benachbarten Wasserkdrper zugeordnet sind, die jedoch in berichtspflichtige Wasser-
koérper miinden oder auf berichtspflichtige Wasserkdrper einwirken und dort zu Beeintrachti-
gungen fihren kénnen. Sind von dem Vorhaben mehrere der zum selben berichtspflichtigen
Wasserkorper gehdérende und ihm zuflieRende oder ihm zugeordnete kleine Gewasser be-
troffen, so sind die Auswirkungen des Vorhabens auf die berichtspflichtigen Wasserkorper
kumulierend zu betrachten.

Es sind alle durch das Vorhaben méglicherweise direkt oder indirekt betroffenen Oberfla-
chen- und Grundwasserkoérper sowie grundwasserbeeinflussten Landékosysteme zu be-
trachten. Die Auswabhl ist anhand von Kriterien zu begrinden.

Die betrachtungsrelevanten Wirkfaktoren missen, ggf. unter Bezug auf den konkreten Was-
serkorper — z. B. aufgrund seines schon schlechten Zustandes oder einer bekannten beson-
deren Situation (z. B. einer gewasserrelevanten Schadstoffbelastung) — erweitert werden.
Sie kénnen aber auch in Bezug auf diesen nicht betrachtungsrelevant sein, wenn VerstoRle
gegen die Anforderungen der WRRL von vornherein ausgeschlossen werden kénnen. In die-
sem Fall muss nachvollziehbar dargelegt werden, dass fir die Qualitdtskomponenten im
Sinne des Anhangs V der WRRL keine Wirkbeziehungen bestehen (vgl. BVerwG, Urteil vom
11. Juli 2019 — 9 A 13.18, juris, Rn. 163). Ob ein Vorhaben eine Verschlechterung des Zu-
stands eines Oberflachenwasserkdrpers oder eines Grundwasserkorpers bewirken kann, be-
urteilt sich nach dem allgemeinen ordnungsrechtlichen Maf3stab der hinreichenden Wahr-
scheinlichkeit eines Schadenseintritts. Eine Verschlechterung muss daher nicht ausge-
schlossen, aber auch nicht sicher zu erwarten sein (vgl. BVerwG, Urteil vom 09. Februar
2017, 7 A 2.15, juris, Rn. 480).

Hinsichtlich der Betrachtung vorubergehender Einwirkungen wird darauf hingewiesen, dass
es sich (z. B. bezuglich baubedingter Wirkpfade) um eine mindestens nachhaltige Auswir-
kung auf bewertungsrelevante Qualitdtskomponenten handeln muss — jeweils bezogen auf
die Qualitatskomponente und nicht auf den Wirkfaktor.
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Soweit bei der Ermittlung mdgliche Vermeidungs- und Minimierungsmafinahmen (Vorkeh-
rungen) in die Betrachtungen einbezogen werden, ist dies jeweils darzustellen.

Das Ergebnis der jeweiligen Relevanzprifung ist mit der fir die Umsetzung der WRRL zu-
standigen Behorde abzustimmen.

Soweit erforderlich, hat eine Auseinandersetzung mit den Ausnahmeprifungen an geeigne-
ter Stelle zu erfolgen. In diesem Fall ist die Prifung der Ausnahmevoraussetzungen in einem
eigenen Unterkapitel zur Ausnahmeprifung darzustellen.

Soweit nachweislich keine Ausnahmeprufung erforderlich ist, ist die Darlegung hinsichtlich
der WRRL ausschlieBlich fir die im Rahmen der Alternativenprifung gewahlte Trasse in der
gewahlten technischen Ausfiihrung ausreichend.

6.8.3 Weitere wasserrechtliche Unterlagen sowie Genehmigungen, Be-
freiungen, etc.

Es ist zu prifen und darzulegen, ob fir den Fall der Errichtung von Anlagen in, an, tber und
unter oberirdischen Gewassern die Voraussetzungen des § 36 WHG sowie der jeweiligen
landesrechtlichen Vorschriften vorliegen.

Ebenfalls ist zu prifen und darzulegen, ob es einer Befreiung gemal § 38 Abs. 5 WHG
i. V. m. den landesrechtlichen Vorschriften oder einer Ausnahme gemaR § 61 Abs. 3
BNatSchG bedarf.

Die Auswirkung des Vorhabens auf das potenzielle Auslésen von Verbotstatbestanden von
Wasserschutzgebietsverordnungen (WSG-VO) ist zu prifen und darzustellen. Bei notwendi-
gen Befreiungen von Verboten in der Zone | und Il etwaiger WSG-VO ist zu prifen und dar-
zulegen, dass keine Alternativen aufderhalb der Zonen | und Il méglich sind. Bezugnehmend
auf die Stellungnahme des Regierungsprasidiums Freiburg liegen fir die zu betrachtenden
WSG z.T. hydrogeologische bzw. fachtechnische Neuabgrenzungen vor. Diese sind bei der
zustandigen Behdrde entsprechend abzufragen und bei der Planung zu berlcksichtigen.
Gleiches qilt fur nicht festgesetzte Wasserschutzgebiete, fir die eine fachtechnische Abgren-
zung bereits erfolgt ist.

Insbesondere wird darauf hingewiesen, dass Anlagen in, an, Uber und unter oberirdischen
Gewassern so zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten und stillzulegen sind, dass keine
schadlichen Gewasserveranderungen zu erwarten sind und die Gewasserunterhaltung nicht
mehr erschwert wird, als nach den Umstanden unvermeidbar ist. Daraus folgt, dass eine
Baustelleneinrichtung in jedem Fall au3erhalb von Gewasserrandstreifen (im Auf3enbereich
10 m beidseits oberirdischer Gewasser) errichtet werden muss.

Ist eine Inanspruchnahme von Uberschwemmungs- bzw. Hochwasserrisikogebieten nur
nachteilig vermeidbar, sind die hierflr erforderlichen Nachweise gem. § 78 Abs. 5 und

§ 78a Abs. 1 und 2 sowie § 78b Abs. 1 Nr. 2 WHG insbesondere Uber den freien Hochwas-
serabfluss und fehlenden Einfluss auf den Hochwasserruckhalt vorzulegen. In diesem Zu-
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sammenhang wird auf die aktuelle Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes verwie-
sen, u. a. auf das Urteil vom 26.Juni 2019 - BVerwG 4 A 5.18. AulRerdem wird fir die Fest-
setzung von Uberschwemmungsgebieten auf § 65 WG hingewiesen.

6.9 Bodenschutz und Baugrund

Bodenschutz

Der Vorhabentrager hat alle temporar und dauerhaft in Anspruch genommenen Flachen

(90 x 90 m um die Maststandorte, vgl. Vorschlag UR, Kap. 2.3.1.1) sowie die Wirkungsberei-
che des Vorhabens auf bodenrechtliche Beeintrachtigungen zu untersuchen und darzustel-
len.

Dabei hat er die Vorschriften des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG), des baden-
wirttembergischen Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz (LBodSchAG) und der Bun-
des-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) zu beachten. Weiter sind bei der
Planung und Umsetzung der Malinahmen die maf3geblichen DIN-Normen (u. a. DIN 19639:
Bodenkundliche Baubegleitung; DIN 19731: Verwertung) sowie die Festpunkte des Landes-
bezugssystems i. S. d. Vermessungsgesetz flir Baden-Wirttemberg (VermG) einzubeziehen
und zu bericksichtigen. Auf die Mantelverordnung ,Verordnung zur Einflihrung einer Ersatz-
baustoffverordnung, zur Neufassung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung und
zur Anderung der Deponieverordnung und der Gewerbeabfallverordnung®i. d. F. v. 09. Juli
2021 (BGBI. I. S. 2598) wird hingewiesen.

Daruber hinaus sind folgende Hinweise zum Bodenschutz bei der Erstellung der Unterlagen
nach § 21 NABEG zu bericksichtigen:

e Zur Absicherung eines fachkundigen Bodenschutzes wird — unabhangig von der spa-
teren Festlegung einer bodenkundlichen Baubegleitung — die frihzeitige Beteiligung
einer qualifizierten bodenkundlichen Baubegleitung auch bereits in der Planungs-
phase empfohlen. Dies gilt insbesondere fur den Fall, dass (An-)Moorb6éden und an-
dere Bdden mit Archivfunktion von (temporaren) Baumafnahmen nicht ausgeschlos-
sen werden kdnnen.

e Die Erstellung einer Bodenfunktionsbewertung entsprechend der im Bundes-Boden-
schutzgesetz (vgl. § 2 BBodSchG) genannten Funktionen wird empfohlen.

o Erganzend sind als Datengrundlage die Bodenkarte 1:50.000 (BK50) zu bertcksichti-
gen.

e Bei Rickbaumalinahmen von teerdlhaltigen Schwellenfundamenten ist belastetes
Bodenmaterial entsprechend zu entsorgen. Dazu wird auf die Veréffentlichung ,Ge-
ofakten 33“ vom Landesamt fur Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) hingewiesen.

o Erganzend ist als Datengrundlage die ,Bodenschatzung und Bodenbewertung auf
Basis ALK/ALB* (2010) des Landesamtes flir Geologie, Rohstoffe und Bergbau Ba-
den-Wirttemberg, Regierungsprasidium Freiburg (LGRB) zu berlicksichtigen.
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o Im Rahmen des Rickbaus sind zudem Bodenproben zur Beweissicherung nach
BBodSchV zu nehmen. Hierbei sind die ,Empfehlungen fir Bodenuntersuchungen im
Umfeld von Strommasten® des LABO (4/2009) zu beachten.

Baugrund

Geotechnische Baugrunderkundungen/ -untersuchungen sowie die Erstellung des geotechni-
schen Berichts haben gemaf’ der DIN 1997-1:2014-03, DIN 1997-2:2010-10 in Verbindung
mit der DIN 4020:2010-12 zu erfolgen.

6.10 Klimaschutz

Unter der Berlcksichtigung des Bundes-Klimaschutzgesetzes (KSG) und des Klimaschutz-

und Klimawandelanpassungsgesetzes Baden-Wirttemberg (KlimaG BW) sind alle temporar
und dauerhaft in Anspruch genommenen Flachen (100 m beidseitig der Leitungstrasse) so-
wie die Wirkungsbereiche des Vorhabens auf (lokal) klimatische Auswirkungen zu untersu-

chen und entsprechend darzustellen.

Auf das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts zur Verlangerung der BAB 14, BVerwG, Urteil
vom 4. Mai 2022 - BVerwG 9 A 7.21 zum Bericksichtigungsgebot des § 13 KSG wird in die-
sem Zusammenhang hingewiesen.

Die CO2-Auswirkungen des Vorhabens sind in den Unterlagen gemaR § 21 NABEG mit ver-
tretbarem Aufwand im Sinne des o.g. Urteils zu ermitteln und bzgl. der Klimaziele des KSG
zu bewerten.

6.11 Denkmalschutz

Unter der Berlcksichtigung des baden-wurttembergischen Gesetzes zum Schutz der Kultur-
denkmale (BW DSchG) hat der Vorhabentrager die Betroffenheit von Boden- und Baudenk-
malern durch das Vorhaben zu ermitteln, bewerten und entsprechend darzustellen.

Dazu ist, aufgrund der potenziellen Beeintrachtigung von Bodendenkmalern im Bereich von
Arbeitsflachen, Zuwegungen und Mastneubauten, eine Betrachtung der jeweiligen Flachen
sowie des Nahumfeldes von 200 m beidseits des duReren ruhenden Leiterseils vorzuneh-
men.

Der Vorhabentrager hat weiter zu untersuchen, ob sich anlagebedingte, visuelle Beeintrachti-
gungen von Baudenkmalern, schutzwirdigen Bauwerken und kulturell bedeutsamen Stadt-
und Ortsbildern in bis zu einer Entfernung von 1.500 m durch das Vorhaben ergeben.

Es hat eine Abstimmung mit dem Landesamt fur Denkmalpflege Baden-Wurttemberg hin-
sichtlich der genauen Trassenfihrung zu erfolgen, um so den Belangen des archaologischen
Denkmalschutzes so weit wie moglich zu entsprechen. Insbesondere sollten bei dieser Be-
hérde auch Bodendenkmalverdachtsflachen angefragt werden, sofern entsprechende Daten
zur Verfigung gestellt werden kénnen. Des Weiteren sind flir bekannte und potenzielle ar-
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chaologische Fundstellen entsprechend notwendig werdende Malinhahmen mit den Denkmal-
behorden abzustimmen und diese im erforderlichen Fall im Rahmen einer archaologischen
Baubegleitung umzusetzen.

Erganzend wird empfohlen, die verwendeten Datengrundlagen der Denkmalbehdrden unmit-
telbar vor Abgabe der Unterlagen nach § 21 NABEG zu aktualisieren, da sich fortlaufend
neue Erkenntnisse insbesondere zu Bodendenkmalen ergeben. Hierzu wird ein Austausch
mit der unteren Denkmalfachbehdrde angeregt.

6.12 Angaben zu sonstigen offentlichen und privaten Belangen
(sopB)

Die im Kapitel 4.2.2 (S. 74 ff.) des Antrags gemafRy § 19 NABEG genannten Belange sind an-
hand der dargestellten Methodik und der im Folgenden aufgeflihrten Hinweise und Maliga-
ben zu untersuchen und die Ergebnisse entsprechend zu dokumentieren.

6.12.1 Raumordnerische Belange

Es ist zu untersuchen, ob das planfestzustellende Vorhaben mit den Erfordernissen der
Raumordnung und anderen raumbedeutsamen Planungen und MaRnahmen i. S. v.

§ 3 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 6 ROG vereinbar ist. Die Prifung der raumordnerischen Belange hat
in einem eigenstandigen Kapitel der Unterlagen nach § 21 NABEG zu erfolgen. Die Raum-
vertraglichkeitsstudie-Methode flir die Bundesfachplanung (vgl. BNetzA, Methodenpapier zur
Raumvertraglichkeitsstudie in der Bundesfachplanung, Oktober 2020) sollte analog ange-
wendet werden, wobei diese an die raumlichen und inhaltlichen Anforderungen des Planfest-
stellungsverfahrens angepasst werden kann. Insbesondere ist der ggu. der Bundesfachpla-
nung konkretere Untersuchungsgegenstand zu wirdigen. Methodische Anpassungen sind
darzulegen und zu begrinden.

Die Vorgaben des § 18 Abs. 4 NABEG zum Entstehen der Bindungswirkung von Raumord-
nungszielen sind bei der Bewertung der Konformitat anzuwenden. So ist zunachst die Kon-
formitat ohne Berucksichtigung der rechtlichen Bindungswirkung nach § 18 Abs. 4 NABEG
(vgl. Arbeitsschritt 6, S. 33 f., des von der Bundesnetzagentur erstellten Methodenpapiers
zur Raumvertraglichkeitsstudie in der Bundesfachplanung) zu bewerten und zu dokumentie-
ren.

AnschlieRend ist die rechtliche Bindungswirkung der Ziele der Raumordnung gegentber den
Vorhaben zu berucksichtigen. Dabei ist fur Raumordnungsziele ohne Bindungswirkung im
Einzelfall zu prifen, ob die Bewertung anzupassen ist. Eine eventuelle Anpassung der Be-
wertung nach Bericksichtigung der Bindungswirkung ist separat zu dokumentieren. Die In-
formation daruber, fur welche Raumordnungsziele gemaf § 18 Abs. 4 NABEG eine Bin-
dungswirkung besteht, erhalten die Vorhabentrager von der Bundesnetzagentur.
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Klarstellend ist auch der Raumordnungsplan im Bund flr einen landeribergreifenden Hoch-
wasserschutz (BRPH) vom 19.08.2021, in Kraft getreten am 01.09.2021, zu prifen (Verord-
nung Uber die Raumordnung im Bund fir einen landeribergreifenden Hochwasserschutz
(BRPHV) vom 19. August 2021, BGBI | S. 3712 sowie Anlageband zum BGBI | Nr. 57 v.
25.08.2021).

Die Wirkung der Ziele 1.1.1 (Z), 1.2.1 (Z) und 11.1.3 (Z) des BRPH ist unmittelbar an das Vor-
liegen entsprechender Datengrundlagen bei 6ffentlichen Stellen geknlpft. Die Vorhabentra-
ger haben frihzeitig zu ermitteln, welche 6ffentlichen Stellen diese Datengrundlagen vorhal-
ten und — falls diese bei den Stellen vorhanden sind — diese bei der Bewertung zu beriick-
sichtigen.

6.12.2 Kommunale Bauleitplanung/stadtebauliche Belange

Sollte sich bei der Erarbeitung der Unterlagen nach § 21 NABEG eine Betroffenheit bisher
nicht bekannter Bauleitplanungen abzeichnen, so sind diese zu untersuchen und zu doku-
mentieren.

Darilber hinaus sind erganzend nach § 18 Abs. 4 NABEG stadtebauliche Belange zu beriick-
sichtigen. Zu den stadtebaulichen Belangen gehdren insbesondere folgende Bereiche?’

1. §§ 34, 35 BauGB (Innen-/Aulienbereich)
Sonstige Satzungen nach BauGB

Sonstige stadtebauliche Planungen

A oD

Werden durch das Vorhaben wesentliche Teile des Gemeindegebietes einer durch-
setzbaren gemeindlichen Planung entzogen?

5. Werden durch das Vorhaben kommunale Einrichtungen erheblich beeintrachtigt?

6.12.3 Militarische Belange

Das Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr wies
im Rahmen der Antragskonferenz darauf hin, dass zwischen der Gemeinde Breisach am
Rhein und der Ortschaft Griindlingen eine stillgelegte NATO-Pipeline verlauft.

Im Rahmen der Erstellung der Unterlagen nach § 21 NABEG sind aktuelle Informationen zu
Verlauf und Zustand der Pipeline bei der zustandigen Fernleitungs-Betriebsgesellschaft
(FGB) einzuholen. Sollte eine Beeintrachtigung der Anlage zu erwarten sein, ist eine Abstim-
mung mit den zustandigen Behorden durchzufuhren und entsprechend in den Unterlagen zu
dokumentieren.

Sollte sich bei der Erarbeitung der Unterlagen nach § 21 NABEG eine Betroffenheit bisher
nicht bekannter Belange der Bundeswehr ergeben, so sind diese ebenfalls zu untersuchen
und zu dokumentieren.

27 BT-Drs. 19/7375 v. 28.01.2019, S. 78.

Untersuchungsrahmen Planfeststellung, Vorhaben 72 Seite 33 von 36



6.12.4 Infrastruktureinrichtungen und Belange der offentlichen Vor-
sorge

6.12.4.1 Verkehrsinfrastruktur

In den Unterlagen gemal § 21 NABEG ist der Ausschluss von Beeintrachtigungen nachvoll-
ziehbar begriindet darzulegen.

Die detaillierten Planungen zur Querung von Infrastrukturen sind mit den zustéandigen Behor-
den bzw. Betreibern abzustimmen. Dabei sind etwaige Bauverbote bzw. Abstandsgebote zu
beachten. Die Kreuzungsabstande gemafR den geltenden DIN/VDE-Bestimmungen sind ein-
zuhalten.

Sollte sich bei der Erarbeitung der Unterlagen nach § 21 NABEG eine Betroffenheit bisher
nicht bekannter Einrichtungen des StraRenbaus oder von Bahnanlagen abzeichnen, so sind
diese zu untersuchen und zu dokumentieren.

Erganzend sind die Belange des Schiffverkehrs zu bertcksichtigen. § 31 des Bundeswasser-
strallengesetzes ist zu beriicksichtigen.

6.12.4.2 Erzeugungsanlagen fiir erneuerbare Energien

Sollte sich bei der Erarbeitung der Unterlagen nach § 21 NABEG eine Betroffenheit bisher
nicht bekannter Erzeugungsanlagen flir erneuerbare Energien abzeichnen, so sind diese zu
untersuchen und zu dokumentieren.

6.12.4.3 Ver- und Entsorgungssysteme

Im Rahmen der Erstellung der Unterlagen nach § 21 NABEG ist eine Abstimmung mit den
Betreibern der Ver- und Entsorgungsanlagen zu suchen und zu dokumentieren. Sollte sich
bei der Erarbeitung der Unterlagen nach § 21 NABEG eine Betroffenheit bisher nicht be-
kannter Ver- und Entsorgungsanlagen abzeichnen, so sind diese zu untersuchen und zu do-
kumentieren.

6.12.4.4 Ubertragungs- und Verteilnetz Elektrizitit, Gas und weitere
Leitungsinfrastruktur

Bei Leitungskreuzungen sind die jeweiligen Schutzstreifen der Leitungen zu beachten und
die Kreuzungsabstande geman den geltenden DIN/VDE-Bestimmungen zu wahren. Die Ab-
stimmung mit den jeweiligen Leitungsbetreibern ist zu suchen.

6.12.4.5 Richtfunkverbindungen und andere Telekommunikationsinfra-
struktur

Im Rahmen der Erstellung der Unterlagen nach § 21 NABEG ist eine Abstimmung mit den
Betreibern der Richtfunkstrecken im Wirkungsbereich des Vorhabens zu suchen um Stérun-
gen des Betriebs zu vermeiden.
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Sollte sich bei der Erarbeitung der Unterlagen nach § 21 NABEG eine Betroffenheit bisher
nicht bekannter Telekommunikationsinfrastrukturen abzeichnen, so sind diese zu untersuchen
und zu dokumentieren.

6.12.5 Landwirtschaft

Grundsatzlich ist beim Neu- und Ruckbau von Masten auf einen mdglichst geringen Flachen-
verbrauch und eine geringe Behinderung der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung zu achten.
Die Zuwegungen und Arbeitsflachen sind entsprechend zu wahlen. Bei Bedarf sind Verein-
barungen mit den Grundstlickseigentiimern und Bewirtschaftern zu treffen. Auch ist darzu-
stellen, inwieweit bestehende Masten zurtickgebaut und die zuvor in Anspruch genommenen
Flachen einer landwirtschaftlichen Nutzung verfigbar gemacht werden. Zu den Belangen der
Landwirtschaft zahlen auch Sonderkulturen, hier insbesondere die der Obst- und Weinbaure-
gion.

Bei der Auswahl von Kompensationsmalinahmen auf landwirtschaftlichen Flachen sind ag-
rarstrukturelle Belange zu bertcksichtigen. Sofern mdgliche Ausgleichs- und Ersatzmalinah-
men landwirtschaftliche Nutzflachen betreffen, sind diese auch mit den betroffenen Agrarun-
ternehmen und den zustandigen Landwirtschaftsamtern frihzeitig abzustimmen, um geeig-
nete MalRnahmen und Standorte festlegen zu kdnnen.

Sollte sich bei der Erarbeitung der Unterlagen nach § 21 NABEG eine Betroffenheit bisher
nicht bekannter Belange der Wirtschaft abzeichnen, so sind diese zu untersuchen und zu do-
kumentieren.

6.12.6 Bergbau und andere Gewinnung von Bodenschatzen

Sofern im weiteren Verfahrensverlauf eine Betroffenheit der Belange des Bergbaus oder Alt-
bergbaus erkennbar wird, so sind die zustadndigen Behérden erneut zu beteiligen, um poten-
zielle Konflikte frihzeitig zu vermeiden.

6.12.7 Andere behordliche Verfahren

Die Gemeinsame Dienststelle Flurneuordnung der Landratsamter Breisgau-Hochschwarz-
wald und Emmendingen wies im Rahmen der Antragskonferenz auf die mogliche Betroffen-
heit der laufenden Flurneuordnungsverfahren Gottenheim (B31) und Botzingen (L114/L116)
hin.

Im Rahmen der Erstellung der Unterlagen nach § 21 NABEG sind Abstimmungen insbeson-
dere bzgl. der Betroffenheit der 0.g. Verfahren mit der zustadndigen Behérde durchzufiihren
und entsprechend in den Unterlagen zu dokumentieren.

Sollte sich bei der Erarbeitung der Unterlagen nach § 21 NABEG eine Betroffenheit weiterer
Belange abzeichnen, so sind diese zu untersuchen und zu dokumentieren.
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6.12.8 Weitere Belange

Sollte sich bei der Erarbeitung der Unterlagen nach § 21 NABEG eine Betroffenheit weiterer
offentlicher und privater Belange abzeichnen, so sind diese zu untersuchen und zu doku-
mentieren und im Rahmen der weiteren Realisierungsplanung zu bericksichtigen bzw. zu
beachten.

6.13 Alternativenvergleich

Ein Vergleich raumlicher Alternativen ist im Rahmen der Unterlagen nach § 21 NABEG
grundsatzlich nicht durchzufiihren. Gemaf § 18 Abs. 3b Satz 1 Nr. 1 NABEG gilt fir Vorha-
ben, bei denen gemal § 5a NABEG auf die Durchflihrung der Bundesfachplanung verzichtet
wurde, dass Absatz 3a mit der Mallgabe anzuwenden ist, dass das Vorhaben in oder unmit-
telbar neben der Bestandstrasse zu errichten ist, soweit eine Bestandstrasse vorhanden ist.
Eine Prifung aulderhalb dieses Bereichs in nur aus zwingenden Grinden durchzufiihren. Der
Vorhabentrager hat in seinem Antrag nach § 19 NABEG zwingende Grinde dargelegt, die
ein Abweichen von der Bestandstrasse im Bereich Eichstetten erforderlich machen (Kap.
3.3, S. 57 ff. des Antrags). Diese sind fur die Bundesnetzagentur nachvollziehbar, sodass
eine Prufung raumlicher Alternativen fiir diesen Bereich durchzuflihren ist (vergleiche hierzu
auch die Ausfuhrungen in Kapitel 2.2 dieses Untersuchungsrahmens).

Im Hinblick auf einen Vergleich technischer Alternativen wird festgestellt:

Die Angaben missen geeignet sein, die Griinde fur die Auswahl der gewahlten technischen
Ausflhrung objektiv nachvollziehen zu kénnen. Dies gilt auch dann, wenn die gepriften tech-
nischen Alternativen in einem friheren Stadium verworfen wurden. Hierbei sind neben den
Planungspramissen auch der jeweilige Alternativenausléser zu Grunde zu legen.

Alternativen missen jedenfalls soweit untersucht werden, bis anhand konkreter Vergleichs-
kriterien erkennbar wird, dass sie eindeutig nicht vorzugswiurdig sind und dadurch nicht mehr
ernsthaft in Betracht kommen. Dies kann zu verschiedenen Zeitpunkten bzw. Untersu-
chungstiefen der Fall sein. Eine gleichermalen tiefgehende Prifung aller Alternativen ist
nicht erforderlich.

Untersuchungsrahmen Planfeststellung, Vorhaben 72 Seite 36 von 36



	1 Vorbemerkung 
	2 Allgemeine Anforderungen 
	2.1 Bestandteile der Unterlagen nach § 21 NABEG 
	2.2 Untersuchungsgegenstand nach § 20 Abs. 3 NABEG 
	2.3 Grundlegende unterlagenübergreifende Festlegungen zur Methodik 

	3 Erläuterungsbericht 
	4 Kreuzungsverzeichnis 
	5 Rechtserwerbsverzeichnis 
	6 Inhalt der Unterlagen nach § 21 NABEG 
	6.1 Entfall des UVP-Berichts 
	6.2 Daten aus der durchgeführten Strategischen Umweltprüfung (SUP) 
	6.3 Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) 
	6.4 Natura 2000-Verträglichkeitsuntersuchung 
	6.5 Minderungsmaßnahmen Artenschutz 
	6.6 Forst- und waldrechtliche Belange 
	6.7 Immissionsschutzrechtliche Betrachtungen 
	6.8 Wasserrechtliche Planunterlagen 
	6.8.1 Antrag auf wasserrechtliche Erlaubnis 
	6.8.2 Wasserrahmenrichtlinie 
	6.8.3 Weitere wasserrechtliche Unterlagen sowie Genehmigungen, Befreiungen, etc. 

	6.9 Bodenschutz und Baugrund 
	6.10 Klimaschutz 
	6.11 Denkmalschutz 
	6.12 Angaben zu sonstigen öffentlichen und privaten Belangen (söpB) 
	6.12.1 Raumordnerische Belange 
	6.12.2 Kommunale Bauleitplanung/städtebauliche Belange 
	6.12.3 Militärische Belange 
	6.12.4 Infrastruktureinrichtungen und Belange der öffentlichen Vorsorge 
	6.12.4.1 Verkehrsinfrastruktur 
	6.12.4.2 Erzeugungsanlagen für erneuerbare Energien 
	6.12.4.3 Ver- und Entsorgungssysteme 
	6.12.4.4 Übertragungs- und Verteilnetz Elektrizität, Gas und weitere Leitungsinfrastruktur 
	6.12.4.5 Richtfunkverbindungen und andere Telekommunikationsinfrastruktur 

	6.12.5 Landwirtschaft 
	6.12.6 Bergbau und andere Gewinnung von Bodenschätzen 
	6.12.7 Andere behördliche Verfahren 
	6.12.8 Weitere Belange 

	6.13 Alternativenvergleich 


